
Die innere Kolonisierung des Industriebezirks

»Die industrielle Streuung und die dadurch

bedingte eigenartige Siedlungsweise gaben

dem Vest den Charakter eines Koloniallan-

des, der sich bis heute in weitem Umfange

erhalten hat. Auch volksbiologisch findet

dies seine markante Ausprägung in dem

starken Solidaritätsgefühl innerhalb einzel-

ner Bevölkerungsgruppen.«

(Edwin C. Abe, Alfons Echterhoff und Hans-

Jürgen Seraphim, 1955)1

Bis heute gilt die Zusammenkunft des 14. Dezember 1899 als eigentliches Gründungsda-

tum der Emschergenossenschaft.2 Der genossenschaftseigenen Geschichtsschreibung

nach waren es schier gigantische »Mißstände«, die jenen ausgesprochen seltenen Rei-

gen eröffneten und die Grundlage schufen für einen außergewöhnlichen Abwasserka-

nal.3 Das Treffen am 14. Dezember 1899 war allerdings keineswegs ein feierlicher oder

formeller Gründungsakt, wie man zunächst annehmen könnte, sondern eine Verhand-

lung,eineSondierung,wie sichpräziser formulieren ließe.Siedauertewahnsinnig lange

und sie hatte es in sich. 36 Herren, die das Who’s who der Polit- undWirtschaftspromi-

nenz des Industriebezirks repräsentierten, darunter auch Vertreter der verschiedenen

Regierungs- und Oberpräsidien, waren angereist und hatten sich unter der Verhand-

lungsführung des Arnsberger RegierungspräsidentenWilhelm J. R.Winzer im Bochumer

Ständehaus eingefunden.4

1 Edwin C. Abe/Alfons Echterhoff (Bearb.): Das Vest. Ein dynamischerWirtschaftsraum, hg. v. Hans-

Jürgen Seraphim, Recklinghausen 1955, Zit. S. 93.

2 Nicolai Hannig: Kalkulierte Gefahren. Naturkatastrophen und Vorsorge seit 1800, Göttingen 2019,

S. 338.

3 Emschergenossenschaft (hg. im Auftrage des Vorstandes v. Baudirektor Helbing): 25 Jahre Em-

schergenossenschaft. 1900–1925, Essen 1925 (Selbstverlag), Zit. o. S.

4 Protokoll [der Verhandlung], 14.12.1899, Stiftung Rheinisch-Westfälisches Wirtschaftsarchiv zu

Köln (RWWA), 130–301170/3.

https://doi.org/10.14361/9783839474310-002 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839474310-002
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


24 Lutz Budrass & Eva-Maria Roelevink

DieHerausforderung bestanddarin, so leiteteWinzer ein, die »Kalamitäten«,womit

die peinliche Lage der Abwasserabführung im Industriebezirk umschriebenwurde, ein-

heitlich zu regeln.Die Abwasserpraktikender einzelnen Städte undGemeinden,derUn-

ternehmen und Gewerbe sollten unter eine zentrale Ausführung und Leitung gebracht

werden. Und das war auch bitter nötig. Teilgeklärt oder überhaupt nicht geklärt, mit

einem simplen Ablassen des Schmutzwassers in das nächste Nass war die vorhandene

Bach-undFlussstruktur imgesamten Industriebezirkheillosüberfordert, seit Jahrzehn-

ten schon.Aber, und allen BeteuerungenWinzers zumTrotz, der bekräftigte, seit Jahren

habeman von Regierungsseiten nicht weniger als »Alles« getan, um den Anforderungen

der Abwasserreinigung undder Abführung derWasser in »natürliche Flußläufe« gerecht

zu werden,5 war gemessen am Ausmaß des Problems herzlich wenig passiert. Das war

möglich gewesen, weil man es in Preußen im Vergleich zu den anderen Bundesstaaten

durchaus kalkuliert vermieden hatte, die Wassergesetzgebung zu modernisieren; man

hatte es laufen lassen, im wahrsten Sinne desWortes.6

Anden verschleppten und dann kassierten Planungen zur Emscherregulierung zeigt

sich das ganz deutlich. Schon seit Anfang 1820er Jahre, also bereits einige Zeit vor dem

Beginn des Tiefbaus und der Nordwanderung des Bergbaus, war über die »Versump-

fung« im Emscherbruch geklagt worden, zumindest war sie schon lange aktenkundig.

Anfangder 1850er Jahrewurde regierungsseitig eineUntersuchungangestoßenund 1854

eine Schaukommission gebildet, die Vorschläge und Vorgaben für die Beseitigung der

noch vielzähligen Mühlenstauen erarbeitete und sie in ein Polizeireglement goss.7 Das

hatte kurzzeitig, aber langfristig keinen Erfolg.

Wo früher »Heerden wilder Pferde stampften, mühet sich heute eine nach Tausen-

den zählende Arbeiterbevölkerung ab«,8 so umschrieb Karl Michaelis, 30 Jahre später,

in seinem Plan zur »Regulirung« die Sachlage. Michaelis, Meliorationsbauinspektor

in Münster, war zu Beginn der 1880er Jahre beauftragt worden, einen großen Plan

auszuarbeiten. Michaelis benannte die Verschmutzungsarten und identifizierte die

Verursacher der »Kalamität« an der Emscher bereits 1883 sehr klar: Die »Spüljauche«

der Städte, insbesondere die von Dortmund, Bochum und Essen, die anorganischen

Abfälle der Industrie im gesamten Gebiet, die Abwässer der Kohlen- und Erzwäschen

und,und nicht zuletzt, die salzhaltigenGrubenabwässer.Michaelis identifizierte ferner,

dass die Versumpfung durch Bergsenkungen, die durch den untertägigen Kohleabbau

entstanden und zur Seenbildung und schlimmer noch mitunter zu Rückflüssen führte,

verschärft wurde. Gerade die Bergsenkungen, die anhalten würden, solange der Berg-

bau betrieben werde, machten aus der etwaigen »Regulirung«, das stellte Michaelis

eindeutig heraus, eine Daueraufgabe, die sich nicht etwa mit der einen großangelegten

Baumaßnahme erledigen lasse. Aus technischer Sicht war die Michaelis’sche Planung

5 Zit. Protokoll [der Verhandlung], 14.12.1899, RWWA, 130–301170/3.

6 Werner Schubert/Claudia Rönnau Einleitung, in: dies. (Hg.): Ausschuß für Wasserrecht

(1934–1941), Frankfurt a. M. 2004, S. IX–LIV, hier S. XIII–XVI.

7 Karl Michaelis: Regulirung der Vorfluthverhältnisse im Emscherthale von Herne bis Oberhausen.

Vorbericht, Kosten-Anschlag und Festpunkts-Verzeichniss […], Münster 1883, S. 2–4.

8 Ebd., Zit. S. 4.
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ausgesprochen ambitioniert: Die Städte müssten verpflichtet (und auch darin kon-

trolliert) werden, ihre städtischen Abwässer zu reinigen. Rieselanlagen, durch die die

stark verunreinigten, städtischen Abwässer bis zu achtmal geleitet werden müssten,

bevor sie in die Emscher abgelassen werden dürften, seien anzulegen. Die Reinigungs-

pflicht sollte auch den Unternehmen für ihre Einleitungen auferlegt werden, wobei

die Abwässer der Kohlen- und Erzwäschen überhaupt nicht in die Emscher eingeleitet

werden dürften.9 Michaelis benannte auch die »Interessenten« an der Regulierung: die

Grundbesitzer, die Personen und die »Corporationen«, die die Überschwemmungen

verursacht hatten, insbesondere natürlich die Bergbauunternehmen, aber auch die Kö-

niglich Preußischen Staatseisenbahnen und die Städte. Michaelis hatte nicht weniger

als das technisch mögliche Maximalziel in eine Planung gegossen: Für ihn ging es um

den Erhalt und die »Verbesserung« des Bodens, was auf eine Vollreinigung und die

Bewahrung der Emscher als Fluss hinausgelaufen wäre.10

Auf der Grundlage seines Planeswar schließlich sogar einGesetzesentwurf ausgear-

beitetworden.Derwarzunächst vondenklar adressiertenPreußischenEisenbahnenzu-

rückgewiesenworden.Aber auch dieMittelinstanzen lehnten eineDirektbeteiligung ab.

Das war durchaus erstaunlich. Denn das Jahrhunderthochwasser des Winters 1882/83

hatte in der Rheinprovinz fürÜberschwemmungenundZerstörungen größerenAusma-

ßes gesorgt, die die Flussregulierungen zu einem tagespolitisch aktuellen wie zentralen

Thema gemacht hatten.11 Die Tagesrelevanz sorgte dafür, dass die Ministerialinstanzen

ihre Zurückweisung nur Zug um Zug vornahmen und damit eine etwaige Lösung ver-

schleppten. Ein zweiter und stark überarbeiteter Entwurf, der das Gros der Finanzie-

rung auf die übrigen Interessenten umverteilte, wurde in Umlauf gebracht. Auch dieser

provozierte erheblichen Widerstand, und zwar den der Boden- und Grundbesitzer im

Emschertal, dann den der Städte an der Ruhr und schließlich den des Oberbergamtes.

Das war auch ganz klar. Grundsätzlich steckte in der Regelung der Abwasserfrageweder

politisch verwertbares Prestige noch die Möglichkeit, Gewinn zu machen oder den Er-

trag zu steigern.Wenig attraktiv ging es stattdessenumdie Aufbringung erheblicher In-

vestitionen, wobei die Frage, wer die Mittel aufzubringen hatte, ohne konkrete Vorgabe

oder Lenkung blieb. Denn es waren ja die Staatsinstanzen, die Kommunen und die Pro-

vinzregierungen, die die Finanzierung ablehnten; die Verursacher oder Nutznießer zur

Regulierung zu verpflichten, verweigerten sich die Instanzen aber auch. Preußisch ge-

ordnet, diszipliniert oder durch die gut geölten Rädchen einer wunderbar geschmierten

Ministerialbürokratie lief in dieser Hinsicht also überhaupt nichts.12 Im Gegenteil. Nur

scheibchenweisewurde überhaupt deutlich, dass dieMinisterialinstanzen es ablehnten,

sich an dem Großvorhaben zu beteiligen. Der im zweiten Entwurf von Michaelis unter-

breitete Vorschlag, der den Mittelinstanzen einen Anteil von 50 Prozent des erforderli-

9 Ebd., S. 8, 20.

10 Ebd., S. 38–41.

11 Hannig: Kalkulierte Gefahren, S. 347 f.

12 S. zum »Beamtenliberalismus« bereits Rudolf Vierhaus: Liberalismus, Beamtenstand und konsti-

tutionelles System, in: Wolfgang Schieder (Hg.): Liberalismus in der Geschichte des deutschen

Vormärz, Göttingen 1983, S. 39–54, s. auch zum preußisch-rheinischen Verhältnis Elisabeth Feh-

renbach: Rheinischer Liberalismus und gesellschaftliche Verfassung, in: ebd., S. 272–294.
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chen Investitionsvolumenspauschal zuordnete,wurdedann immerhinunmittelbar kas-

siert, obschonMichaelis die Bedeutung der Regulierung für den »Nationalwohlstand[]«

– eine der zeitgenössischen Zauber- und Rechtfertigungsvokabeln – wohl nicht grund-

los herausgestellt hatte.13

VordemHintergrunddiesesWirrwarrswardie 1899 vonWinzer formulierteAngabe,

»Alles« getan zu haben, krass überzogen. Die vom Regierungspräsidenten damit über-

mittelte Botschaft war den im Bochumer Ständehaus Anwesenden aber sehr klar: We-

der Preußen noch die Mittelinstanzen würden sich an der Beseitigung der »Kalamität«

finanziell beteiligen. Winzer trat also lediglich als Initiator auf. Die Ministerialinstanz

hatte sich damit nur augenscheinlich eingeschaltet, die eigentliche Lösung der »Kalami-

tät« sollte im Industriebezirk selbst entwickelt und auch selbst gestemmt werden. Das

fügt sich zwarnicht ein indieweiterhin vitalenPreußenklischees,14 ist aber ein typisches

Beispiel für den im deutschen Kaiserreich etablierten Umgangmit den Umweltmedien:

Ein weitergehendes amtliches Umweltbewusstsein war weder vorhanden, noch war es

rechtlich kodifiziert. Die Umwelt wurde keineswegs als eine vom Staat oder seinen In-

stanzen zu schützende Angelegenheit gesehen, besonders nicht in Preußen. Effektiv re-

guliert wurde in denBereichenWasser, Boden und Luft wenig.Und für denUmgangmit

Abwasser galt das in besonderemMaße.15

Das eigentlich Bemerkenswerte an der Verhandlung vom 14. Dezember 1899 war,

dass noch keineswegs ausgemacht war, dass die Emscher zum offenen Abwasserkanal

umfunktioniert werden würde.16 Diejenigen, die während der Aussprache eindeutigen

Bezug auf die Emscher nahmen, kleideten das in die zwar zügig etablierte, aber un-

scharfe Formel des »Emschergebietes«. Diskutiert wurde also längst noch nicht über

eine gemeinsam bewirtschaftete Cloaca Maxima, sondern vielmehr über die diversen

Möglichkeiten für die Verlagerung des Drecks, darunter, ob die Abwässer dem Rhein, in

den alle Flüsse des Industriegebiets mündeten, überhaupt zugeführt werden durften,

ob die vorzunehmendeRegelung vonAbführung undReinigung also in eins fallenmüss-

te. Die Errichtung eines Trennsystems stand ebenfalls zur Diskussion. Und sogar ein

Radialsystem, ähnlich dem in Berlin angelegten Abwassersystem,wurde alsMöglichkeit

erwogen, ebenso die Schaffung von schier gigantischen Rieselfeldern imMünsterland.17

13 Beate Olmer: Wasser. Historisch. Zu Bedeutung und Belastung des Umweltmediums im Ruhrge-

biet 1870–1930, Frankfurt a. M. u. a. 1998, S. 161 f., 185–200, Zit. S. 188.

14 S. Thomas Küster: Das Ruhrgebiet in staatlicher Perspektive (1870–1930), in: Karl Ditt/Klaus Ten-

felde (Hg.): Das Ruhrgebiet in Rheinland und Westfalen. Koexistenz und Konkurrenz des Raum-

bewusstseins im 19. und 20. Jahrhundert, Paderborn u. a. 2007, S. 127–162.

15 S. Rommelspacher: Recht auf Wasserverschmutzung.

16 Obschon diese »Arbeitsteilung« – etwa von der später wichtigen Figur in der Emschergenossen-

schaft – von Karl Gerstein genauso und längst herbeigeschrieben worden war. Gerstein formulier-

te, aus seinem Interesse als Landrat Bochums und damit klar im kommunalen Eigeninteresse, die

Ruhr sei zur Trinkwasserversorgung »bestimmt«, die Emscher dagegen sei »bestimmt, gewisser-

maßen als cloaca maxima [HiO] sämmtliche Abwässer aufzunehmen«. Das war aber 1901 kein Fak-

tum, sondern eine klare kommunale Kirchturmpolitik – und zwar im Interesse der Südkommunen.

Zit. o. V.: Denkschrift über die Melioration des Oelbaches und seiner Nebenflüsse nebst eine Ue-

bersichts-Karte, Bochum 1901 [Vorbemerkung des Landraths Gerstein], Zit. S. 3.

17 S. zur zeitgenössischen Unklarheit über die »Reinigungsstandards« Olmer: Wasser, S. 68–88.
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Winzer hatte die Sondierung zwar initiiert und er leitete die Sitzung auch, entschei-

dend waren aber zwei Stimmen aus dem Industriebezirk, die maßgeblich dafür waren,

dass am Ende ein Konsens darüber hergestellt war, ein gemeinsames Projekt auf die

Schiene zu setzen. Als Spiritus Rector trat Erich Zweigert auf. Als Essener Oberbürger-

meister genoss er eine große Entscheidungsfreiheit, die sich schlicht daraus ergab, dass

Essen zur Rheinprovinz gehörte.18 Zweigerts Beigeordnete waren ihm klar untergeord-

net, in der westfälischen Städteordnung dagegen war der Oberbürgermeister lediglich

Vorsitzender des Magistratkollegiums.19 Zweigert jedenfalls stellte gleich zu Beginn der

Sondierung in Aussicht, dass die Stadt Essen den Löwenanteil der Planungskosten zur

Verfügungstellenwürde.DerOberbürgermeister verschaffte sichaufdieseWeisebereits

mit seinem erstenWortbeitrag dieMöglichkeit, auf die weiteren Planungen erheblichen

Einfluss zu nehmen. Und er war mit diesem Ansinnen erfolgreich. Tatsächlich sollten

die Vorarbeiten der nächsten Jahre im Essener Rathaus zusammenlaufen. Die zweite

maßgebliche Stimme war die von Emil Kirdorf. In der Liste der Anwesenden war Kirdorf

als Vertreter des Kreises Gelsenkirchens aufgeführt. Jedem der Anwesenden aber war

klar: Kirdorfwar keineswegs ein x-beliebiger Vertreter einer nördlichenKommune, son-

dern als mächtigster Vertreter des Steinkohlenbergbaus das maßgebende Sprachrohr

der Industrie. Kirdorf war Generaldirektor der Gelsenkirchener Bergwerks-AG und zu-

demVorsitzenderdesRheinisch-WestfälischenKohlen-Syndikats.Viel zumeckernhatte

der streiterprobte Kirdorf nicht; ohne Zweifel hatte er imVorfeld der Sondierung bereits

eine Vorabsprache mit Zweigert vorgenommen: Denn er pflichtete Zweigert bei, sprach

sich für die Einigung und ein gemeinsames Projekt aus und unterbreitete auch gleich

einen Vorschlag für die Aufbringung der Projektierungskosten.20 Kirdorf signalisierte

damit: Die Industrie war mit im Boot undmehr noch, sie war auch bereit, sich zu enga-

gieren.

18 Alexander Olenik: Die liberalen Oberbürgermeister in der Rheinprovinz, in: Jahrbuch zur Libera-

lismus-Forschung 30, 2018, S. 159–175, hier S. 160.

19 Wie einer der Nachfolger im Amt feststellte: Hans Luther: Zusammenbruch und Jahre nach dem

ersten Krieg in Essen. Erinnerungen des Oberbürgermeisters Dr. jur. Dr. med. h.c. Hans Luther, Es-

sen 1958 (Sonderdruck), S. 8.

20 Protokoll [der Verhandlung], 14.12.1899, RWWA, 130–301170/3.

Überraschenderweise war das Ergebnis der Verhandlung des 14. Dezember 1899 der

Konsens,die »Kalamität« zubeheben,undzwarauchohnediefinanzielleBeteiligungder

Staatsinstanzen.Die Konfliktlinie dieser Verhandlung verlief aber auch keineswegs,wie

man zunächst meinen könnte, zwischen den Kommunen und denMittelinstanzen oder

zwischen den Städten und den Unternehmen, sondern zwischen den Südstädten – mit

eigenenWortbeiträgen waren besonders die der Oberbürgermeister von Essen und Bo-

chum auffällig – und den Landkreisen im nördlichen und jüngeren Teil des Industrie-

bezirks. Selbstredend waren die Südstädte nicht grundsätzlich bereit, die Planungskos-

ten allein zu stemmen. Gegen die Umrechnung der auf etwa 60.000 bis 120.000 Mark

geschätzten Projektierungskosten auf die Bevölkerung, eine Pro-Kopf-Bemessung also,

wandten sie sich aber dennoch. Denn mit einem derartigen Verteilungsschlüssel wä-

ren gerade die Landkreise stärker an der Planung beteiligt gewesen, was es aus Sicht

der Südstädte unbedingt – wenn auch nicht explizit gemacht – zu verhindern galt. So

https://doi.org/10.14361/9783839474310-002 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.14361/9783839474310-002
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by-nc-nd/4.0/


28 Lutz Budrass & Eva-Maria Roelevink

einigte man sich schließlich darauf, dass die Städte 10.000 Mark und die Landkreise

5.000Mark für die Projektierung aufzubringen hatten,womitman den klammenNord-

kommunen augenscheinlich entgegenkam.21 Als wesentliches Ergebnis der Sondierung

stand am Ende fest: Für das »Emschergebiet« sollte die »Bildung eines Verbandes« ange-

strebt werden, der entsprechend den »Anforderungen« an die »Gesundheitspflege« die

»Abführung« der Abwässer des gesamten Industriebezirks vornehmen sollte. Zur Vor-

bereitung auf eine umfassende Planung wurde eine technische Prüfung beschlossen.22

Von der Errichtung einer »Genossenschaft« war man aber noch weit entfernt. Deutlich

war nur: Die Südstädte waren bereit, nunmehr und endlich auf ein gemeinsam getra-

genes »Projekt« hinzuarbeiteten.Und auch die Industrievertreter warenwillens, sich zu

engagieren.Das ›Was genau‹ und das ›Wie genau‹ war aber nochweitgehend unklar und

es sollte noch Jahre dauern, bis sich das ›Was‹ und das ›Wie‹ konturieren ließen.

Die eigentliche Frage, die an die Sondierung von 1899 zu stellen ist, lautet deshalb: War-

um just zu diesem Zeitpunkt? Schon lange war die Erschaffung eines Abwassersystems

diskutiertworden;die technischenPlänewaren längst entwickelt,wennsie auchschließ-

lich nicht realisiert wordenwaren.Ohne jeden Zweifel waren die Zustände, die »Kalami-

tät«, katastrophal, das aber eben nicht erst seit gestern, sondern bereits seit Jahrzehn-

ten. Warum also spitzte sich die »Kalamität« für die Zeitgenossen nur wenige Tage vor

der Jahrhundertwende so sehr zu, dass die Kommunen und die Unternehmen endlich

von einer reinen Problemklage auf eine konkrete Handlungsebene überwechselten?

Da lässt sich zunächst ganz global ansetzen: Der Zeitraum um 1900 bedeutete den

Durchbruch einer reflexivenModerne, eines Zeit- undGegenwartsverständnisses, in der

der eigene Stellenwert im Austausch, vor allem aber in Abgrenzung zu anderen Räu-

men oder Gruppen bestimmt wurde.23 Zudem: Die im letzten Drittel des 19. Jahrhun-

dert entfaltete Technikbegeisterung, die sich für viele als Verheißung dargestellt hatte,

wurde zunehmend überlagert von dem Gefühl der Ernüchterung. »Sachzwänge« wur-

den nunmehr sprichwörtlich und sie fanden sich mit einemMal überall.24 Das alles gab

es auch im rheinisch-westfälischen Industriebezirk, dessen Entwicklung jedoch erheb-

lich von den tatsächlich altehrwürdigen Metropolregionen abwich. Besonders der spe-

21 Bis Anfang April 1900waren zur Verfügung gestellt: Je 10.000 Mark vomKreis Bochum-Land, Stadt

Bochum, Kreis Gelsenkirchen-Land; je 5.000 Mark waren von Kreis Dortmund-Land, Kreis Essen-

Land, Kreis Hoerde, Kreis Mülheim, Kreis Recklinghausen; die Stadt Essen hatte die von Zweigert

angeführten 15.000 Mark freigegeben, lediglich 3.000 Mark hatte Gelsenkirchen-Stadt und nur

1.000 Mark die Stadt Dortmund angewiesen. Aufstellung, in: Geschäftsordnung für die Commis-

sion zur Aufstellung eines generellen Entwässerungs-Projektes für das Emscherthal, o. D. [April

1900], RWWA, 130–301170/3. Die reduzierte Beteiligung der Städte Gelsenkirchen und Dortmund

bedeutete, dass die Städte zwar Vertreter in die eingerichtete Kommission entsenden durften,

aber kein Stimmrecht besaßen, bis sie ihren »gerechten« Anteil von je 10.000 Mark voll eingezahlt

hatten. Verhandlung, 7.4.1900, RWWA, 130–301170/3.

22 Protokoll [der Verhandlung], 14.12.1899, RWWA, 130–301170/3.

23 Ute Frevert: Jahrhundertwenden und ihre Versuchungen, in: dies. (Hg.): Das neue Jahrhundert.

Europäische Zeitdiagnosen und Zukunftsentwürfe um 1900, Göttingen 2000, S. 7–14, hier S. 13.

24 Hartmut Berghoff: »Dem Ziele der Menschheit entgegen«. Die Verheißungen der Technik an der

Wende zum 20. Jahrhundert, in: Ute Frevert (Hg.): Das neue Jahrhundert. Europäische Zeitdiagno-

sen und Zukunftsentwürfe um 1900, Göttingen 2000, S. 47–78, hier S. 70 f.
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zifisch bürgerlich überformte Fortschrittsgedanke, das Auseinanderklaffen des bürger-

lichen Lebens in einer Stadt wie Frankfurt am Main im Unterschied zum Leben in ei-

ner Stadt wie Essen oder Dortmund, trieb manche Blüten, besonders aber suchten und

fahndeten die politischMächtigen nachOrdnung.DemZeitempfindennachwar das Le-

ben im sich rasch ausbreitenden, ja regelrecht explodierenden rheinisch-westfälischen

Industriebezirk das eines unkoordinierten Ameisenhaufens, dessen Wachstum von ei-

nem starken und wilden Zuzug von irgendwie Fremden begleitet wurde, immer mehr

Chaos stiftete und vor allem eins brachte: Unübersichtlichkeit. Die liberale Sicht auf das

chaotischeWachstumsgeschehennahmzumEndedes Jahrhunderts immermehr ab,die

Vorstellung, das Durcheinander koordinieren und regeln und dabei auch dominieren zu

müssen, setzte sich durch.25 Ordnung durch Distinktion wurde zu einer, wenn auch oft

nicht ausgesprochenen, so aber doch konsensual verfolgten Richtschnur bei der Bestim-

mungunddannauchLenkungder gesellschaftlichenVerhältnisse.Damit einher ging ei-

ne differenzierte Zumutung von dem,was unter den bürgerlich Einflussreichen als »Ka-

lamität« galt.

ZumDurchbruchkamdieseVerschiebung imIndustriebezirk zumEndedes 19. Jahr-

hunderts, und das gleich auf mehreren Ebenen: Das hatte organisatorisch-wirtschaft-

liche Gründe; das hatte mit der Reformierung der administrativen Rahmenbedingun-

gen der Städte- und Kommunalordnungen zu tun und mit den Beharrungskräften des

grundbesitzenden Adels. Das hatte mit der Arbeiterschaft zu tun, damit, dass sie sozial

auseinanderfiel, und damit, dass Rassismus und Ausgrenzung im boomenden Indus-

trierevier gang und gäbe war. Alle diese sich überlagerndenWandlungen sorgten dafür,

dass das »Project« am Ende des 19. Jahrhunderts und mit einem Mal Fahrt aufnehmen

konnte.

Die wirtschaftliche Entwicklung des rheinisch-westfälischen Industriebezirks ist scharf

vondenbereits längst und lange florierendenHandels- undGewerbezentren in Sachsen,

Berlin oder auch in Schlesien zu unterscheiden. Der rheinisch-westfälische Industrie-

bezirk war in jeder Hinsicht ein Latecomer, kein First Mover. Zu Beginn des 19. Jahr-

hunderts ging es hier gemächlich und beschaulich zu. Die Märzrevolution fand kaum

Ankerpunkte in dem Gebiet; protestiert und für einen politischen Wandel gekämpft

wurdewoanders, lediglich die »Gewerke«, die Zechenbesitzer, standen in einem offenen

Konflikt mit der preußischen Bergwerksdirektion – mit der Gemengelage der Märzre-

volution hatte das aber nur ganz am Rande zu tun.26 Denn der Kohlenbergbau, der seit

dem letzten Drittel des 19. Jahrhunderts im Verbund mit der Eisen- und Stahlindustrie

aus der polyadministrierten Region die schwerindustrielle Schlagader des Deutschen

Reichs machte, war im wörtlichen Sinn noch gefesselt, und zwar bis weit in die 1850er

25 S. Anselm Doering-Manteuffel: Konturen von ›Ordnung‹ in den Zeitschichten des 20. Jahrhun-

derts, in: ders.: Konturen vonOrdnung. Ideengeschichtliche Zugänge zum 20. Jahrhundert, Berlin/

Boston 2019, S. 3–32.

26 HaraldWixforth: Der Kampf um die Bergbaufreiheit. Zur Geschichte der preußischen Bergrechts-

reform von 1826 bis 1846, in: Hartmut Berghoff/Dieter Ziegler (Hg.): Pionier oder Nachzügler? Ver-

gleichende Studien zur Geschichte Großbritanniens und Deutschlands im Zeitalter der Industria-

lisierung, Bochum 1995, S. 59–74, hier S. 66 f.
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Jahre hinein.DasDirektionsprinzip sorgte dafür, dass es keineswegs die Zechenbesitzer

waren, die über die Entwicklung des Kohlenbergbaus, der Fördermenge, der Preisstel-

lung und des Verkaufs entschieden, sondern die zuständigen Bergbehörden. Und das

bedeutete, dass es im »Ruhrgebiet«weiterhin verschlafen und auch ein bisschen behäbig

zuging. Die Bergbehörden legten die Bergleute an, schützten und bestraften sie auch,

und erhoben sie zu einer eigenen Standesgruppe,mit einer eigenenGerichtsbarkeit und

einer Befreiung vom Kriegsdienst und vielemmehr. So gesehen: Der Hirte an der Ruhr,

der laut der Sage imMittelalter seine Tiere hütete, den hätteman auch noch in derMitte

des 19. Jahrhunderts finden können, und dass nicht als Besonderheit, sondern ganz

alltäglich, wenn auch im Ruhrtal inzwischen eine ganze Reihe von Mundlöchern den

Kohlenbergbau anzeigte. Von einer freien Entfaltung derwirtschaftlichen Kräfte konnte

indes noch keine Rede sein. Die preußische Ministerialbürokratie nahm die Forderun-

gen nach einer Liberalisierung des Kohlenbergbaus zwar auf, nach der Märzrevolution

aber verschwanden die Vorüberlegungen einstweilen wieder von der Tagesordnung und

in den Schubladen der Ministerialbeamten.27

Erst 1865 wurde mit dem Allgemeinen Berggesetz für die preußischen Staaten (AGB) das

sog. Inspektionsprinzip final verankert, womit sich der Staat bzw. die Bergbehörden

aus der Betriebswirtschaftsseite des Kohlenbergbaus vollständig zurückzog und sich die

Rolle der Bergämter auf eine rein beaufsichtigende Funktion reduzierte. Erst jetzt galt

nicht mehr das Bergregal, sondern die Bergbaufreiheit, und erst jetzt konnte das Recht,

Steinkohle abzubauen, jedermannverliehenwerden.28DieLiberalisierungdesBergbaus

bedeutete allerdings nicht, dass für den Kohlenbergbau nunmehr dieselben Regeln und

Bedingungen galten wie für andere Industrie- und Gewerbezweige. Besonders die Be-

steuerung blieb eine andere.29 Solange das Bergregal noch galt, hatten die Zechen kei-

ne Gewerbesteuern gezahlt.30 Die Zechenbesitzer versuchten natürlich, gerade in den

jungen Gemeinden und Städten, die erst durch die Ansiedlungen der Zechen im Zuge

der Nordwanderung entstanden, der Steuerpflicht möglichst zu entkommen. Und bis

kurz vor der Jahrhundertwende waren die Zechen mit dieser Abwehrhaltung auch er-

folgreich.31

Für den lebensweltlichen Blickwinkel von sowohl Zechenbesitzern als auch Bergleu-

ten ist diese im Vergleich zu anderen Gewerben verlängerte Ständeordnung kaum zu

überschätzen. Auf der Seite der Zechenbesitzer bedeutete die Freisetzung zunächst eine

27 Ebd., S. 71 f.

28 Gunther Kühne: Das deutsche Bergrecht von 1865 bis zur Gegenwart, in: Klaus Tenfelde (†)/Stefan

Berger/Hans-Christoph Seidel (Hg.): Geschichte des deutschen Bergbaus, Bd. 3: Motor der In-

dustrialisierung. Deutsche Bergbaugeschichte im 19. und frühen 20. Jahrhundert, Münster 2016,

S. 495–531, hier S. 495–501.

29 Wolfhard Weber: Entfaltung der Industriewirtschaft, in: Wolfgang Köllmann/Hermann Korte/

Dietmar Petzina/WolfhardWeber (Hg.): Das Ruhrgebiet im Industriezeitalter. Geschichte und Ent-

wicklung, Bd. 1, Düsseldorf 1990, S. 199–319, hier S. 208.

30 Klara von Eyll: Kammern der gewerblichen Wirtschaft, in: Wolfgang Köllmann/Hermann Korte/

Dietmar Petzina/WolfhardWeber (Hg.): Das Ruhrgebiet im Industriezeitalter. Geschichte und Ent-

wicklung, Bd. 1, Düsseldorf 1990, S. 601–653, hier S. 608.

31 Ausführungen Zweigert, in: Verhandlungen der Commission zur Aufstellung eines generellen Ent-

wässerungprojectes für das Emscherthal, 19.1.1903, RWWA, 130–301170/3.
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starke und regelrecht anarchische Konkurrenz umdie Vorherrschaft im rheinisch-west-

fälischen Kohlenrevier, die mittels immer stärker steigender Förderkapazitäten ausge-

tragen wurde. Schlag mit demMiteigentümergesetz von 1851, mit dem das Direktions-

prinzip in Hinblick auf Investitionsentscheidungen der Zechenbesitzer seine erste Auf-

weichung erfuhr, verschob sich die Niederbringungsaktivität stark vom Ruhrtal in den

Nordenundbald vor bis zurEmscher.Eswaren imVergleich zumStollenbau anderRuhr

nunkapitalintensiveTiefbauschächte,die niedergebrachtwurden.DieKohlenförderung

stieg nun rasch und v. a. sprunghaft, etwa acht Jahre nach der Verankerung des Mitei-

gentümergesetzes, an. Die geschaffenen Förderkapazitäten, da sich die Zechenbesitzer

zum gleichen Zeitpunkt –nämlichmit der Freigabe der Zechenführung und damit auch

der Investitionen – für die Expansion entschieden hatten, drückten etwa zeitgleich auf

die noch stark vom Handel dominierten Kohlenmärkte. Deshalb konnten die fördern-

den Zechen ihre Verkäufe nicht auf einemPreisniveau halten, das für sie einträglichwar,

sondern sie wurden von den Kohlenhändlern in gegenseitige Preisunterbietungswett-

bewerbe gezwungen, die regelrechte Preisstürze auslösten, und das in wiederkehren-

der Rhythmik. Die Kohlepreise zeichnete damit nicht etwa eine gleichmäßige Entwick-

lung aus, sondern sie waren durch heftige Preiskrisen charakterisiert.32 Die Zechenbe-

sitzer reagierten auf diese durchaus hausgemachte Problematik mit einem zunehmend

aggressiven Rivalitätsverhalten. Gestützt zunächst auf Kapital aus Köln, dann aus dem

Ausland,v. a. ausEnglandundBelgien,und schließlichdemEngagementderD-Banken,

allen voran der Disconto-Gesellschaft, wurde eine Wachstumsspirale in Gang gesetzt,

die die Zechen immer wieder in den Zustand akuter Existenzgefährdung brachte, und

das, obwohl Steinkohle zu dieser Zeit der Basis- und praktisch einzige Energiestoff für

Wirtschaft und Gesellschaft war.33

Diese als chaotisch, vor allem aber als unberechenbar empfundenen Entwicklung

begegneten die Zechenbesitzer mit ersten Zusammenschlussbestrebungen, die sich

zunächst im Verbandswesen des Steinkohlenbergbaus äußerten, dann aber auch in den

Versuchen, die Preisstellung oder auch die Absatzorganisation zusammenzufassen.

Während der 1858 gegründete Verein für die bergbaulichen Interessen im Oberbergamtsbezirk

Dortmund (Bergbauverein) sich mit den gemeinsamen strukturpolitischen Belangen

etwa im Verkehrswesen und später auch mit der Bergarbeiterpolitik befasste, blieb die

betriebswirtschaftliche Seite der Zechen zunächst ohne kooperativen Austausch oder

gemeinsam vorgenommene Abstimmung. Bis 1893 blieb es bei punktuellen Versuchen,

die an der Beschränkung auf einzelne Reviere des Industriebezirks oder an den selbst-

auferlegten Teilaufgaben scheiterten. Regelmäßig, wenn die Konjunktur anzog oder

auch wenn etwa ein Mitglied einer geschlossenen Preiskonvention eine neue Schacht-

anlage in Betrieb nahm, konsolidierte oder eine andere Zeche übernommen hatte,

wurden die Absprachen aufgekündigt oder unterlaufen. Die Bedingungen blieben für

die Zechenbesitzer damit alles andere als sicher. Keineswegs bedeutete der Übergang

32 Grdlg. Carl-Ludwig Holtfrerich: Quantitative Geschichte des Ruhrkohlenbergbaus im 19. Jahrhun-

dert, Dortmund 1973.

33 Eva-Maria Roelevink/Dieter Ziegler: »Bankenmacht« im Ruhrbergbau – Die Disconto-Gesell-

schaft und die Gelsenkirchener Bergwerks-AG 1873–1904, in: Westfälische Forschungen 67, 2017,

S. 117–142, hier S. 123–126.
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zum Tiefbau eine per se aussichtsreiche Zukunft für den »Ruhrbergbau«. Im Gegen-

teil, als die Gründerkrise Mitte der 1870er Jahre auf den Kohlenbergbau durchschlug,

waren die Entscheidungen der Zechenbesitzer immer stärker getrieben von einem

Krisenbewusstsein und einer eklatanten Zukunftsangst. Dass sich also die Zechen bzw.

ihr 1858 mit der Freisetzung gegründetes Sprachrohr, der Bergbauverein, keineswegs

enthusiastisch zeigten, als der von Michaelis in den 1880er Jahren ausgearbeitete Plan

nebst Gesetzesentwurf kursierte, ist aus Unternehmersicht fast selbsterklärend. Erst

nachdem es 1893 – und nach unzähligen Vorversuchen – gelungen war, für die Rivalität

der Zechenbesitzer einen Ausgleich zu finden, konnte das Rheinisch-Westfälische Kohlen-

Syndikat (RWKS) gegründet und damit eine gemeinsame Verwaltung von Preisstellung,

Förderquotierung und Absatzorganisation erreicht werden. Das RWKS erwies sich bald

als tragfähiges Syndikat und bedeutete für die Zechenbesitzer, dass ein einigermaßen

stabiler Rahmen nunmehr hergestellt war. Und erst jetzt erschien den Zechenbesit-

zern ihre wirtschaftliche Zukunft zwar riskant, aber eben nicht mehr grundsätzlich

unsicher.34

Mit dem RWKS hatten sich die Zechenbesitzer eine selbst organisierte Rentabili-

tätsinstitution verschafft. Das hebelte die Konkurrenz untereinander keineswegs aus,

harmonisch ging es im Syndikat zu keinem Zeitpunkt zu, aber es verschaffte durch ein

selbstgegebenes Regelkorsett eine Planungssicherheit, die die Zechenbesitzer zuletzt

unter der Regie der Bergämter erlebt hatten, mit dem Unterschied nur, dass sie nun

nicht mehr Regierte waren, sondern selbst regierten. Aus Zechensicht war es daher

seit der ersten Syndikatserneuerung 1895 angezeigt, sich an einem großen Vorhaben

wie der Schaffung eines einheitlichen Abwassersystems zu beteiligen, konnten sie doch

nunmehr weiter in die Zukunft planen. Den Zechenbesitzern ging es dabei keineswegs

um die Herstellung hygienischer Verhältnisse. Ihre Zechen und angegliederten Betriebe

litten unter den erheblichen und bergbaulich verursachten Bergsenkungen, die dazu

führten, dass die Flüsse und Bäche, die sie für die Entwässerung der Zechen – die Ab-

führung des Grubenwassers – benötigten, nicht flossen, sondern standen, und Seen aus

Grubenwasser, gemischt mit den sonstigen Abwässern, entstanden. Das mag den einen

oder anderen Zechen- und Generaldirektor geekelt haben, vor allem aber störte es den

Betriebsablauf, und dasmotivierte die Zechenbesitzer unter den nunmehr stabilisierten

Rahmenbedingungenzu einer aktivenBeteiligungandem»Project«.Zudemwardie ver-

kehrstechnische Entwicklung des Industriebezirks noch keineswegs abgeschlossen. Für

die Nutzung von aus Zechensicht gut verlaufenden Eisenbahn- und Kanalverbindun-

gen war das Vorhandensein einer wasserwirtschaftlichen Ordnung im Industriebezirk

zentral. Und dafür bildete insbesondere die Schaffung eines Abwassersystems nicht

weniger als die Voraussetzung.

Nicht zu unterschätzen ist auch: Der rheinisch-westfälische Industriebezirk war al-

les andere als eine industrielle Insel, die lediglich nach außen verkaufte oder Rohstof-

fe – Erze im Besonderen – einkaufte. Außerhalb des »Ruhrgebiets« tat sich zu Beginn

der 1890er Jahre entscheidendes. Der Verein zurWahrung der Interessen der Chemischen In-

dustrieDeutschlands, zunehmend unter Druck und konfrontiertmit der toxischen, insbe-

34 Christian Böse: Kartellpolitik im Kaiserreich. Das Kohlensyndikat und die Absatzorganisation im

Ruhrbergbau 1893–1919, Berlin/Boston 2018, S. 27–83.
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sondere aber sichtbaren Belastung der Flüsse durch die Einleitungen seiner Mitglieder,

setzte eine »Flusscommission« ein, die sich mit der »Beseitigung der Industrieabwäs-

ser« befasste und mit Konrad Jurisch, Chemiker an der Technischen Hochschule Berlin,

einen Experten beauftragte, eine gründliche »Denkschrift« zu erarbeiten. Das Ergeb-

nis lag 1890 vor.35 Jurisch fasste das vorhandene Schrifttum wie auch die erarbeiteten

Gutachten undMessungen zusammen,ging axiomatisch davon aus, dass »[d]as Interes-

se der Industrie […] mit den sanitären Anforderungen der menschlichen Gesellschaften

Hand in Hand« ginge, argumentierte, dass es sowohl eine »Nothwendigkeit« als auch

eine »Zweckmäßigkeit« sei, Flüsse als »Ableiter der Industrieabwässer« zu (be)nutzen,

führte zwar »schädliche Zonen«–Einmündungsstellen also–auf, an denendie Toxizität

unddas Fischsterbenhochwar, brachte aber alsGegengewicht die Selbstreinigungskraft

der Flüsse vor und fand in der Abwägung, dass der »wirthschaftlicheWerth« der Indus-

trie »tausendmal größer« sei als derWert der gesamtenBinnenfischerei.Darüber hinaus

war, nach Jurischs Auswertung, eine »Schädigung der Gesundheit der Flussanwohner«

durch die Industrieabwässer nicht nachweisbar. Jurischs Schlussfolgerungen besagten

in sechs Punkten: 1) unmöglich sei es, eine generelle Behandlung der Abwässerfrage vor-

zunehmen,2) dieNutzungder Flüsse zurAbleitung industrieller Abwässer sei berechtigt

und auch »natürlich«, 3) Grenzwerte, wenn sie denn überhaupt festgelegt werden könn-

ten,seienanzupassen,undzwarnachFall und regionalerGegebenheit, 4) dieEntstehung

und Verbreitung epidemischer Krankheiten durch industrielle Abwässer sei nicht nach-

weisbar, 5) die Industrie erkenne die »Verpflichtung«, ihre Einleitungen nach »Massgabe

der durchWissenschaft und Praxis gegebenenMittel« anzupassen, an und schließlich 6)

bedürfe es für die Herstellung einheitlicher Verhältnisse einer Reichsbehörde, die zu er-

richten er empfahl.36

Jurisch fasste damit nicht nur denWissensstand der zeitgenössischen Debatten zu-

sammen, er zog auch die »Wirtschaftlichkeit« in seine Bewertung mit ein und konnte

unter Einbezug des Nationalwohlstands daher zu einem für die Chemieindustrie aus-

gesprochen günstigen Ergebnis gelangen. Ganz abgesehen davon, dass Jurischs Sicht-

weise sich zügig durchgesetzt hat, war es aber nicht allein diese »Denkschrift«, die für

dieMächtigen im rheinisch-westfälischen Industriebezirk eine Rolle spielte.Gutachten,

Denkschriften, Eingaben und Klagen gab es zuhauf,wenn auch die wenigsten eine Brei-

tenwirkungentfaltetenwiedie von Jurisch.Was fürden Industriebezirk aber vonzentra-

ler Bedeutungwar,war zweierlei. Erstens die gärendenDiskussionen umdie Errichtung

einer staatlichen Versuchs- und Prüfungsanstalt für die Wasserversorgung und Abwas-

serbeseitigung in Preußen (der späterenWaBoLu) und zweitens – und ungemein wich-

tiger – die ungefähr gleichzeitig vorgenommene Ansiedlung des Chemiegiganten Bay-

er am Rhein, im nicht allzu weit entfernten Leverkusen. Bayer profitierte von der Be-

deutung des Rheins als Transportader und davon, dass die eigenen Abwässer in diesen

mächtigen Strom abgelassen werden konnten – etwa das bei der Anilinproduktion an-

fallende arsenhaltige Abwasser.37 Für die kommunalen genausowie für die industriellen

35 Konrad Jurisch: Die Verunreinigung der Gewässer. Eine Denkschrift im Auftrage der Flusscommis-

sion des Vereins zurWahrung der Interessen der chemischen Industrie Deutschlands, Berlin 1890.

36 Ebd., Zit. S. 55, 77, 95, 103, 107 f.

37 Jurisch: Verunreinigung, S. 95.
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Einleiter im rheinisch-westfälischen Industriebezirk hatte die Ansiedlung des Chemie-

konzerns in Leverkusen den Charme, dass die Einleitungen chemischer Fabriken inweit

stärkeremMaße in Verruf standen als die der Montanindustrie.Mit der Ansiedlung von

Bayer inderNachbarschaft verschobsichdieVerursacherkonstellation:Siewurdeunein-

deutig.Wer konnte schon nachweisen, an welchem toxischen Stoff die Fische unterhalb

der Emschermündung verendeten? Die Ansiedlung Bayers in Leverkusen bedeutete ei-

nen neuen und großen Verschmutzer in der Nähe und verhieß damit nicht weniger als

eine potenzielle Entlastung des »Ruhrgebiets« vor Kritik.38

Damit hatte sich die Ausgangslage für die wirtschaftlichen Interessen – den späte-

ren Beteiligten – zwischen den 1880er Jahren und 1899 entscheidend verändert. Mit der

Etablierung des RWKS und mit dem Bekanntwerden des Umzugs von Bayer nach Le-

verkusen waren die Montanunternehmen bereit, sich an der Lösung der »Kalamität« zu

beteiligen. Das hieß natürlich nicht, dass sie sich einfach zur Kasse bitten ließen. Das

hieß lediglich, dass insbesondere die Zechen nunmehr bereit waren, überhaupt in Ver-

handlung zu treten.

Auch das kommunale Gefüge im rheinisch-westfälischen Industriebezirk geriet zum

Ende des 19. Jahrhunderts mächtig in Bewegung. Lange hatte die preußische Zentral-

instanz die überfällige Steuerreform zurückgedrängt. Die bis dahin geltenden Matri-

kularbeiträge bedeuteten, dass das Reich der »Kostgänger der Länder« war, was beson-

ders Preußen gestärkt und in vielfältiger Form genutzt hatte.39WeitreichendeWirkung

auf die Finanzlage der Kommunen entfaltete dann die Miquel’sche Steuerreform, die in

mehreren Schritten bis 1893 eingeführt wurde. Johannes von Miquel, der selbst Erfah-

rungenalsOberbürgermeister vonOsnabrückunddannFrankfurt amMainhatte, stellte

mit seinem Kommunalabgabengesetz die Finanzen der Kommunen auf eine neue Grund-

lage. Miquel erfand keine neuen Steuern, legte aber fest, dass das Reich und die Kom-

munen ihre Finanzen vorwiegend aus bestimmten Steuerarten beziehen sollten. Für die

KommunenbildetendieGewerbe- undGrundsteuernnundiewesentlichenEinnahmen,

währenddieEinkommen-undKörperschaftsteuerndemReichzufielen.DieKommunen

durften nur noch Zuschläge zur Einkommensteuer erheben, generell sollte die Bedeu-

tung der Einkommensteuer für die kommunalen Finanzen aber gesenkt werden. Lieber

sollten die Gemeinden Gebühren für ihre Leistungen erheben.40

Das Kommunalabgabengesetz brachte den Gemeinden eine größere Einnahmesi-

cherheit und zugleich eine größere Einnahmeflexibilität. Miquels Grundidee war das

Prinzip von Leistung und Gegenleistung: Die Steuerlast richtete sich nach den Leistun-

gen, die die Kommune erbrachte. Sollten Leistungen verbessert werden, konnte auf be-

38 ArneAndersen: Historische Technologiefolgenabschätzung. Das Beispiel desMetallhüttenwesens

und der Chemieindustrie, in: Werner Abelshauser (Hg.): Umweltgeschichte. Umweltverträgliches

Wirtschaften in historischer Perspektive, Göttingen 1994, S. 76–105, hier S. 89–92.

39 Hans-Ulrich Wehler: Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. 3: 1849–1914, München 2008 (Studi-

enauflage), Zit. S. 885.

40 Wolfgang R. Krabbe: Die deutsche Stadt im 19. und 20. Jahrhundert. Eine Einführung, Göttingen

1989, S. 157; Heinrich Lücker: Gemeindefinanzen. Zweiter Band, dritter Teil: Die Entwicklung und

die Probleme des Gemeindeabgabewesens in den Städten und großen Landgemeinden der preu-

ßischen Industriebezirke. Im Auftrag des Vereins für Socialpolitik herausgegeben, Leipzig 1910,

S. 33.
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stimmte Steuerarten zurückgegriffen werden. Es gab Ausgaben, die vorwiegend durch

Zuschläge zurEinkommensteuer gedecktwerden sollten (Schulwesen,Gesundheitspfle-

ge, Polizei), weil sie allen Gemeindemitgliedern zugutekamen, und solche, die überwie-

gendGewerbetreibendenundGrundbesitzernnützlichwarenunddeshalb ausGewerbe-

und Grundsteuern gedeckt werden sollten: Wegebau sowie Be- und Entwässerung. Die

Regulierung der Steuerbelastung war nun ein zentrales Instrument, um politische Ziele

durchzusetzen, diente aber auch dazu, der Gemeinde eine unverwechselbare Kontur zu

verleihen, sei es, um ihre Attraktivität zu erhöhen, sei es, um die Steuerbelastung der

Gemeindemitglieder zu reduzieren.41

Die Grundlagen der kommunalen Finanzen wandelten sich gerade rechtzeitig, um

die Phase desWachstums zu flankieren, in die die Ruhrgebietskommunen um 1890 ein-

traten. Bis dahin hatte sich das städtische Gefüge – wenig anders als der Kohlenberg-

bau – höchst gemächlich entwickelt. Es ist gar nicht notwendig, bis an die Wende zum

19. Jahrhundert zurückzugehen, um die Kleinräumigkeit der Stadtlandschaft zwischen

Ruhr und Lippe zu charakterisieren: Dortmund, das »große Dorf mit Mauern«, wie die

Stadt 1788 bezeichnet wurde, war auch in den folgenden 50 Jahren nicht eben stürmisch

gewachsen.42 Bis 1843 war Soest die größte Stadt am Hellweg, der alten Fernhandels-

straße vom Rhein in den Osten, erst dann wurde sie von Dortmund überholt, das kurz

zuvor auch Duisburg hinter sich gelassen hatte. Es war lange Zeit nicht entschieden,

welche der Städte den stärksten Wachstumsimpuls erhalten würde. Werden, Kettwig,

Steele, Ruhrort und Mülheim im Kreis Duisburg, Hattingen, Witten, Blankenstein und

Wattenscheid im Kreis Bochum, Lünen, Castrop und Hörde im Kreis Dortmund hatten

längere Zeit ebenso gute Chancenwie die Kreisstädte.43 Erst seitMitte des Jahrhunderts

zeichnete sich ab, dass weniger die Ruhrstädte, sondern die Kette der Städte am Hell-

weg die Siedlungsentwicklung des Industriereviers prägen würde, aber auch erst dann.

Werden, die größte Stadt im Ruhrtal, hatte 1849 knapp 5.400 Einwohner, war nur wenig

kleiner als Essenmit seinen 8.700 Einwohnern und hatte als ehemalige Reichsabtei eine

ähnlich große Tradition wie das Stift Essen. Unterdessen warWerden ähnlich stark von

HandwerkundGewerbegeprägtunderhielt 1857dieRheinischeStädteordnung.Ausden

»Statistischen und anderen Nachrichten über die Preußische Rheinprovinz nach dem

41 Ernst Scholz: Das heutige Gemeindebesteuerungssystem in Preußen. Unter besonderer Berück-

sichtigung des Westens der Monarchie, in: Gemeindefinanzen. Erster Band: System der Gemein-

debesteuerung in Hessen, Württemberg, Baden, Elsaß-Lothringen, Bayern, Sachsen, Preußen. Im

Auftrag des Vereins für Socialpolitik herausgegeben, Leipzig 1908, S. 281–318, hier S. 286 f.

42 Gustav Luntowski: Das Jahrhundert der Industrialisierung, in: Geschichte der Stadt Dortmund, hg.

v. Stadtarchiv Dortmund, Dortmund 1994, S. 214–353, hier S. 222.

43 Helmuth Croon: Städtewandlung und Städtebildung imRuhrgebiet im 19. Jahrhundert, in: AusGe-

schichte und Landeskunde. Forschungen und Darstellungen. Franz Steinbach zum 65. Geburtstag

gewidmet von seinen Freunden und Schülern, Bonn 1960, S. 484–501, hier S. 486; Heinz Günter

Steinberg: Das Ruhrgebiet im 19. und 20. Jahrhundert. Ein Verdichtungsraum im Wandel, Müns-

ter 1985, S. 14 f.; Horst M. Bronny/WilfriedDege: Raumpotential undRaumstruktur an der Schwelle

zur Industrialisierung, in: Wolfgang Köllmann/Hermann Korte/Dietmar Petzina/Wolfhard Weber

(Hg.): Das Ruhrgebiet im Industriezeitalter. Geschichte und Entwicklung, Bd. 1, Düsseldorf 1990,

S. 81–110, hier S. 103.
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Zustande am Anfang d.J. 1841« war zu lernen, dass es ganz im Westen an der Saar, au-

ßerdem im Landkreis Aachen Steinkohlegruben gab – sonst nur noch im Revier Essen-

Werden.44

Nördlich der altehrwürdigen, aber wenig bedeutenden Städte an Ruhr und Hellweg

schloss sich bis zurEmscher unddarüber hinaus einRauman,der kulturgeografischwe-

nig charmant als städteleer bezeichnet wird. Es gab dort nurDörfer, deren Lage sich von

alters her nach der Qualität der Böden richtete, Kotten, Bauernhöfe,wenige Grundherr-

schaften, ein paarWasserschlösser. Das war das Emscherland, der Beginn derWestfäli-

schen Bucht, die nach Süden durch die sanft ansteigende Höhenkette des Haarstrangs

abgegrenzt ist.DerHaarstrang prägt die Gewässer zwischenRuhr undEmscher. Schroff

zurRuhrnachSüdenhinabfallend, lässt er alleBächezumTalderEmscher fließen.Städ-

tische Funktionen für das feuchte, zur Versumpfung neigende Emscherland erfüllten

seit jeher die Siedlungen am leicht erhöhten Hellweg – dafür bot es durch seinen Ge-

wässerreichtum zwar den Ansatz für GewerbebetriebewieMühlen,war aber sonst krass

unterentwickelt: Keine einzige Kunststraße führte durch das Emschertal.45

Diese archaischeKonstellation vonWirtschaft undSiedlung zwischenRuhrundEm-

scher, die sich auch zur Mitte des 19. Jahrhunderts noch nicht grundlegend gewandelt

hatte, wurde gar nicht einmal durch die Industrialisierung, sondern von zwei anderen

Impulsen in Bewegung gebracht. Der eine war eine allmähliche Vereinheitlichung der

Definition, was überhaupt eine Stadt war: Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts existierte

in den deutschen Ländern ein verwirrendesNebeneinander von Vorstellungen,was eine

Stadt, eine Gemeinde und was Land war. Das galt nicht zuletzt für das Königreich Preu-

ßen. Der »Einbruch französischen Rechts« auf dem linken Rheinufer und in den Rhein-

bundstaaten bis 1815 und die Reformen im Preußischen Kernland jenseits der Elbe ent-

werteten die ins Mittelalter zurückreichende städtische Rechtsstruktur ebenso wie sie

das Verhältnis der Stadt zu ihrem Umland und ihren Bewohnern auf eine neue Grund-

lage stellten.46 Es dauerte gut 30 Jahre, ehe durch die Rheinische und die Westfälische

Städteordnung 1856 für den Rheinisch-Westfälischen Raum ein gewisses Plateau in der

Definition von Stadt erreicht war. Aber auch dann galten in den beiden Provinzen noch

unterschiedliche Kriterien,wann die Städteordnung verliehenwurde: Außer denOrten,

die sich schon früher Städte nennen durften, wurde die Rheinische Städteordnung sol-

chen Gemeinden automatisch gewährt, die im Landtag der Provinz Rheinland im Stand

der Städte vertreten waren und mehr als 10.000 Einwohner hatten. Die Verleihung der

westfälischenStädteordnunghingegenwaraneineMindestgrößevon 1.500Einwohnern

und das Ausscheiden aus dem Amtsverbandmit ländlichen Gemeinden geknüpft.47 Die

44 Gerhard Adelmann (Hg.): Der gewerblich-industrielle Zustand der Rheinprovinz im Jahre 1836.

Amtliche Übersichten, Bonn 1967, S. 305.

45 Bronny/Dege: Raumpotential, S. 91–93.

46 Horst Matzerath: Städtewachstum und Eingemeindungen im 19. Jahrhundert, in: Jürgen Reulecke

(Hg.): Die deutsche Stadt im Industriezeitalter. Beiträge zur modernen deutschen Stadtgeschich-

te, Wuppertal 1980, S. 67–89, hier S. 69.

47 Horst Matzerath: Regionale Unterschiede im Verstädterungsprozeß: Der Osten und der Westen

Preußens im 19. Jahrhundert, in: ders. (Hg.): Städtewachstum und innerstädtische Strukturver-

S. 65–96, hier S. 77 f.; Krabbe: Stadt, S. 30.

änderungen. Probleme des Urbanisierungsprozesses im 19. und 20. Jahrhundert, Stuttgart 1984,
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Gemeindeordnungen, die um die Mitte des 19. Jahrhunderts in Preußen und anderen

deutschen Ländern erlassenwurden,halfenmit ihren immer noch uneinheitlichen Fest-

legungen, ab welcher Größe eine Gemeinde eine Stadt war, ein wenig weiter, eine ein-

heitlicheDefinition gaben auch sie aber immer noch nicht vor. Erst die Statistiker legten

1871 die Schwelle fest, ab der eine Landgemeinde imDeutschenReich eine Landstadtwar

(2.000Einwohner).Kleinstädte hattendemnach zwischen 5.000und 15.000,Mittelstäd-

te zwischen 15.000 und 100.000 Einwohner.Mehr als 100.000 Einwohner machten eine

Stadt im statistischen Sinne zur Großstadt.48

Lediglich die Kreisordnungen definierten auch kommunalrechtliche Konsequenzen

des Stadtwachstums. Schon seit 1815 galt, dass eine »ansehnliche Stadt« mit ihrer Um-

gebung einen eigenen Stadtkreis bilden konnte und nicht wie alle anderen Gemeinden

kreisangehörig sein musste. Das oblag der allerhöchsten Genehmigung, war eine sehr

enge Definition und sie traf wirklich nur auf die größten Städte der Monarchie zu. 1820

gab es unter den 338 Kreisen in Preußen ganze 16 Stadtkreise, darunter Düsseldorf und

Münster als einzige in der Nähe von Ruhr und Emscher; die verzögerte Stadtentwick-

lung in diesem Raum erwies sich deshalb auch an der späten Gründung von Stadtkrei-

sen. Elberfeld und Barmen wurden 1861 als erste neue Stadtkreise im Rheinland geneh-

migt, erst 1872 folgte Krefeld. Essen und Duisburg wurden 1873 Stadtkreise. Dortmund

war 1875 knapp vor Bochum der erste neue Stadtkreis in der ProvinzWestfalen. Die Bil-

dung eines Stadtkreises beendete die Aufsicht durch den Landrat; sämtliche kommuna-

len Funktionen konnten von städtischen Behörden wahrgenommen werden. Und erst

das bedeutete, zumal wenn der Oberbürgermeister auch Landrat des Stadtkreises war,

die Herstellung der vollständigen städtischen Autonomie.49

Die »Auskreisung« war Fernziel jeglicher kommunalpolitischen Strategie in Preu-

ßen. Sie tauchte so merkwürdig spät am Horizont städtischer Politik auf, da die Kreis-

ordnungen, in denen das Verfahren zur Auskreisung beschrieben war, nur zögerlich er-

lassen wurden. Die Kreisordnung für die östlichen Provinzen wurde 1872 reformiert.

Dabei ging es tatsächlich noch um die Machtverteilung zwischen Bürgertum und Adel;

ein Konflikt entzündete sich beispielsweise auch daran, ob ein Jude Oberbürgermeis-

ter werden könne.50 Die Kreisordnungen für die westlichen Provinzen ließen aber noch

länger auf sich warten: Westfalen erhielt seine Kreisordnung 1886, das Rheinland erst

1887. Dabei war schon auf den ersten Blick zu sehen, dass die Entwicklung der Gemein-

den im rheinisch-westfälischen Industriebezirk den preußischen Behörden verdächtig,

ja regelrecht suspekt, war: Während die Auskreisung sonst allen Städten gewährt wur-

de,diemindestens 25.000Einwohnernachweisenkonnten, lagdieSchwelle inWestfalen

bei 30.000, im Rheinland sogar bei 40.000 Einwohnern. Dem Königreich Preußen war

sehr daran gelegen, durch seine Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten und Landrä-

temöglichst lange in die inneren Verhältnisse der Ballungsgebiete imWesten eingreifen

48 Krabbe: Stadt, S. 27 f.

49 Ebd., S. 30.

50 PatrickWagner: Bauern, Junker und Beamte. Lokale Herrschaft und Partizipation imOstelbien des

19. Jahrhunderts, Göttingen 2005, S. 292–303.
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zu können – und daran sollte sich bis zum Ende des ErstenWeltkrieges auch nicht allzu

viel ändern.51

Als die wichtigsten Südkommunen in den 1870er Jahren kreisfrei wurden, hatte sich

die Raumkonstellation zwischen Ruhr und Emscher allerdings durch einen zweiten Im-

puls fundamental gewandelt, den Bau der Köln-Mindener Eisenbahn. Das lag recht ei-

gentlich daran, dass ihre Schöpfer zunächst die gewaltigen Profite unterschätzt hatten,

die mit dem neuen Verkehrsmittel zu erzielen waren. DemBau der ersten – und für das

Industriegebiet bedeutendsten – Verbindung der Rheinprovinz zur Ostgrenze der Pro-

vinzWestfalen und von dort nach Norden und Berlin ging 1842 eine haushälterische Ab-

wägung der Kosten voraus. Dabei kristallisierte sich eine Trassierung heraus, die zwar

»in Bezug auf Gewerbetätigkeit und Bevölkerung« entschiedene Nachteile hatte,52 aber

die bergischen und märkischen Gebirgszüge umging und dadurch wesentlich kosten-

günstiger war. Diese Strecke führte durch das Emschertal. Es wurde zwar stets betont,

dass sie nicht allzu weit von Mülheim und Essen entfernt verlief – die Bereitschaft Es-

sens, sich an den Baukosten zu beteiligen, trug sogar nicht wenig zur Entscheidung für

diese Linie bei–,aberdieKöln-MindenerEisenbahnwardochbisweit indie 1860er Jahre

nur spärlich mit den Hellwegstädten verbunden.53

Als die Köln-Mindener Eisenbahn geplant wurde, hatten ihre Bahnhofsorte im Em-

schertal mitunter noch nicht einmal Namen, sondern wurden »Mülheim gegenüber«,

»Essen gegenüber« und »Bochum gegenüber« genannt. Nur das »Dorf Gelsenkirchen«

war verbindlich als Endpunkt eines Teilabschnitts der Bahn durch das Emschertal be-

zeichnet.54 Durch die Köln-Mindener Eisenbahn entstand eine Kette von Bahnhofsor-

ten »gegenüber« den Hellwegstädten, und das markierte den Beginn der Konkurrenz

der Südstädte gegen die Nordgemeinden im Raum zwischen Ruhr und Emscher, die

spätestens durch die Verleihung der Städteordnung an Oberhausen (»Mülheim gegen-

über«) 1874 und an Gelsenkirchen 1875 sichtbar wurde. Aus dieser Konkurrenz entstand

nicht unmittelbar ein Konflikt über den Zugang zu Ressourcen oder zu Raumreserven:

Die Städte im Süden und die Bahnhofsorte im Emschertal waren längere Zeit damit

beschäftigt, ihr städtisches Leistungsprofil vor dem Hintergrund der allmählich anlau-

fenden Industrialisierung und dem einsetzendenWachstum der Bevölkerung zu entwi-

ckeln: 1871 war Essen mit 51.513 Einwohnern die größte Stadt des Raumes, aber Gelsen-

kirchen (7.825) und erst recht Oberhausen (12.805) hatten schon die kleineren Hellweg-

städte wie Wattenscheid (5.074), seit 1876 Stadt, Mülheim (14.267) und Bochum (21.192)

erreicht.Und auch die Bevölkerung inOrtenwie Altenessen, »Essen gegenüber«, (10.101)

51 Krabbe: Stadt, S. 30; Detlev Vonde: Revier der großen Dörfer. Industrialisierung und Stadtentwick-

lung im Ruhrgebiet, Essen 1989, S. 146.

52 David Hansemann: Bericht über die Vorarbeiten und Verhandlungen wegen Weiterführung der

Rheinischen Eisenbahn von Köln bis zur Landesgrenze bei Minden, Aachen 1842, S. 8; Alexander

Bergengrün: David Hansemann, Berlin 1901, S. 231.

53 Heinz Reif: Städtebildung im Ruhrgebiet. Die Emscherstadt Oberhausen 1850–1914, in: Viertel-

jahrschrift für Sozial- undWirtschaftsgeschichte 69, 1982, S. 457–487, hier S. 464; Steinberg: Ruhr-

gebiet, S. 66.

54 Köln-Mindener Eisenbahn-Gesellschaft: Auszug aus den Verhandlungen der am 26. Juli 1844 zu

Köln gehaltenen Sitzung des Administrations-Rates, Köln 1844, S. 7.
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und Borbeck (16.902), in dem sogar zwei Bahnhöfe der Köln-Mindener Eisenbahn lagen,

hatte die Zahl von 10.000 bereits überschritten.55

Alle diese Städte und Gemeinden mussten sich um Verkehrswege undWohnungen,

Versorgung und Entsorgung, Gesundheit und Armenpflege und vor allem um Schulen

kümmern, und es dauerte seine Zeit, ehe sich überhaupt die Idee durchgesetzt hatte,

dass die Initiative dazu von der Kommune ausgehen müsse. Dazu kamen die erwähn-

ten Folgen durch den Bergbau, die sich allmählich einstellten: Bergsenkungen konnten

erhebliche Schäden anrichten,56 sie ließen überdies die Brunnen versiegen, sodass die

Kommunen im Emschertal Verträge mit überörtlichen Wasserwerken oder denen der

Hellwegstädte schließen mussten, was nicht ohne Konflikte blieb. Nachdem es 1866 in

Altenessen zum Ausbruch einer Choleraepidemie gekommenwar, dauerte es wegen der

Gründerkrise dennoch zwölf Jahre, ehe sich die Gemeinde einen Vertrag mit demWas-

serwerk Essen und den Bau der nötigen Rohrleitungen leisten konnte. Die Essener Lie-

ferungwar allerdings somangelhaft, dass der Vertrag 1887 gekündigtwurde undWasser

fortan vondem»Wasserwerk fürdasnördlicheWestfälischeKohlenrevier« bezogenwur-

de.Wegen eines schon zuvor verfügten Anschlusszwangs für Privathaushalte konnte die

Gemeinde Altenessen gleichwohl aus diesem Vertrag erhebliche Überschüsse erzielen,

die die zunächst riskante Infrastrukturinvestition rechtfertigten.57

Seit den 1870er Jahren zogen die Städte zwischen Ruhr und Emscher ihre Nachbar-

gemeinden durch die verschiedenen kommunalen Projekte an sich heran. Wenn Spar-

kassen gegründet, Krankenhäuser errichtet, Gasleitungen verlegt und Straßenbahnen

geplant wurden, dann war es günstig, wenn sich eine Nachbargemeinde fand, die die-

se neuen Einrichtungen mitbenutzte – und irgendwann auch mitbezahlte. Seit der Mi-

quel’schen Steuerreformwar allerdings klar, dass die »neuen«, stärkermit Industrie be-

setzten Städte und Orte an der Emscher bei diesen Vernetzungen finanziell ins Hinter-

treffen gerieten. Sie mussten einerseits alle kommunalen Leistungen aus dem Nichts

schaffen, hatten andererseits aber eine Bevölkerung, die deutlich höhere Ausgaben er-

zwang, mit der sich aber nur geringe Steuern erzielen ließen. Durch die Dominanz des

Kohlenbergbaus und den Rückzug der Landwirtschaft, in der auch Frauen mitarbeite-

ten, sank der Anteil der Erwerbstätigen an der Gesamtbevölkerung, während der Anteil

derArbeiter,diewenigSteuernzahlten,überdurchschnittlichgroßwar.DadieBelastun-

gen der Einwohner stiegen,wanderte derMittelstand inNachbargemeindenmit günsti-

geren Steuersätzen ab. Erleichtert wurde das auch durch die Verbesserung der Straßen.

Daraus entstanden die »besseren« Wohnviertel, die wegen ihrer Finanzkraft nach der

55 Angaben aus: Königlich Preußisches Statistisches Bureau: Die Gemeinden und Gutsbezirke des

Preußischen Staates und ihre Bevölkerung nach den Urmaterialien der allgemeinen Volkszäh-

lung vom 1. December 1871, Bd. 10: Provinz Westfalen, und Bd. 12: Rheinprovinz, Berlin 1874; Lutz

Niethammer: Umständliche Erläuterung der seelischen Störung eines Communalbaumeisters in

Preußens größtem Industriedorf oder Die Unfähigkeit zur Stadtentwicklung, Frankfurt a. M. 1979,

S. 15; Vonde: Revier der großen Dörfer, S. 26–29.

56 Reif: Städtebildung, S. 472.

57 Vonde: Revier der großen Dörfer, S. 47 f.; Fritz Siebrecht: Altenessen. Ein Rückblick über 1000 Jah-

re, in: Essener Beiträge. Beiträge zur Geschichte von Stadt und Stift Essen 35, 1913, S. 225–301, hier

S. 289 f. Zur Entwicklung im Raum Bochum s. Hans Petermann: Die Eingemeindungen der kreis-

freien Städte des rheinisch-westfälischen Industriebezirks, Dortmund 1912, S. 16–25.
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Jahrhundertwende zum Hauptziel der Eingemeindungen wurden, wie etwa Bredeney

im Süden von Essen.58

Die finanzielle Klemme, in die besonders die Gemeinden im Emschertal gerieten,

lässt sich am besten anhand der Entwicklung des Volksschulwesens demonstrieren.

Schulen wurden zwar von der Regierung überwacht, waren aber in Preußen eine Ange-

legenheit der Städte undGemeinden: Sie errichteten sie nach Bedarf und kamen für alle

Kosten auf. Das stetige Bevölkerungswachstum belastete daher alle Kommunen, aber

besonders die mit einer jungen Einwohnerschaft und hohen Wanderungsgewinnen,

und das waren vor allem Industriestädte. Die Differenz war beträchtlich: 1905 waren in

Bonn von 100 Einwohnern 11 Schulkinder im Alter von 5 bis 15 Jahren, in Berlin ebenfalls

11, in Frankfurt am Main 9. Hingegen hatten die Städte im Industriegebiet durchweg

eine fast doppelt so hohe Quote: Bochum 17, Gelsenkirchen und Mülheim 18. Da die

älteren Städte gleichzeitig höhere Steuererträge erzielten, klaffte die Schere aber noch

weiter auf: Bonn erreichte 1905 eine Einkommensteuer von 14,78 Mark pro Kopf, Berlin

17,07, Frankfurt am Main 26,17. An Ruhr und Emscher ließ sich allenfalls die Hälfte

einnehmen: in Bochum 7,14 Mark pro Kopf, in Gelsenkirchen 7,95, in Mülheim 7,06.

Die jüngeren Gemeinden nördlich und südlich der Emscher lagen aber noch darunter.

Borbeck erzielte 1905 eine Einkommensteuer von 6,30 Mark pro Kopf, die Gemeinde

Bottrop nördlich der Emscher 5,41, die Gemeinde Buer, ebenfalls nördlich der Emscher,

6,41. In Borbeck gab es aber 20 Schulkinder auf 100 Einwohner, in Bottrop und Buer

sogar 21. »In den jüngeren Industrieorten findet sich eine auffallende Ähnlichkeit mit

Kolonialgebieten, in denen die geburtenfähige Bevölkerung erheblich größer als in

altbesiedelten Strichen ist«, schrieb der Berichterstatter des Vereins für Socialpolitik

zur Finanzlage der Industriestädte.59

Entwickelte sichdasSchulwesen imKaiserreich schon imAllgemeinenzueiner enor-

men Belastung für die Kommunen, so waren die Industriegemeinden davon in beson-

derem Maße betroffen: »Zwischen 1891 und 1911 stieg die vom Schulwesen ausgehende

Belastung in den preußischen Gemeinden von 90 Millionen auf 279 Millionen Mark. In

den kinderreichen Industriestädten […] verschlang der Schuletat fast die gesamten Ein-

nahmen aus der Einkommensteuer.«60 Der Kontrast im Raum zwischen Ruhr und Em-

scher wird genau an diesemWert deutlich: 1895 wandte die Stadt Bonn ein Drittel ihrer

Einnahmen aus der Einkommensteuer für das Schulwesen auf, Essen knapp 70 Prozent,

Gelsenkirchen aber über 90 Prozent.61 Eine Abwärtsspirale wird sichtbar, die nichts we-

niger war als eine Signatur für die Entwicklung der Städte undGemeinden imEmscher-

tal: die explodierenden Kosten für das Schulwesen erzwangen, und ganz gegen die In-

tention derMiquel’schen Steuerreform,höhere kommunale Zuschläge zur Einkommen-

58 Otto Most: Die Finanzlage der Ruhrgebietsstädte. I. Tatsachen und ursächliche Zusammenhänge,

Jena 1932, S. 12–16; KlausWisotzky:Wie Essen größerwurde. Die Eingemeindungspolitik der Stadt

Essen im Kaiserreich, in: Essener Beiträge. Beiträge zur Geschichte von Stadt und Stift Essen 127,

2014, S. 181–318, hier S. 187; Frank Bajohr: Zwischen Krupp und Kommune. Sozialdemokratie, Ar-

beiterschaft und Stadtverwaltung in Essen vor dem 1. Weltkrieg, Essen 1988, S. 131 f.

59 Lücker: Gemeindefinanzen. Zweiter Band, dritter Teil, S. 35–42, Zit. S. 39.

60 Krabbe: Stadt, S. 108.

61 Eigene Berechnungen nach Heinrich Silbergleit: Preußens Städte. Denkschrift zum 100jährigen

Jubiläum der Städteordnung vom 19. November 1808, Berlin 1908, S. 244–246 u. 464–469.
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steuer und trotzdem schärfste Sparsamkeit bei anderen kommunalen Leistungen. Das

führte zur Abwanderung des Mittelstands, was wiederum den Steuerertrag noch weiter

sinken, die Zuschläge zur Einkommensteuer noch weiter steigen ließ, und so weiter.

Das Chaos und das Provisorische der Emscherstädte vor der Jahrhundertwende, die

von Zeitgenossen, aber auch von Historikern herausgestrichen wurden – oft begleitet

vom Spott für die kleingeistigen Gemeindebürgermeister, die einen »Mangel an gleich-

mäßiger Entwicklung, an Grundlageninvestition, an Planung, an Sozialpolitik«62 her-

vorgebracht hätten –war hauptsächlich das Resultat der strukturellen Finanzschwäche:

»ineinandergekeiltes Gewirr von Fabriken, Zechen,Wohnvierteln, Gärten, Straßen und

Eisenbahnen, alles ohne Ordnung«63, oder »die Straßen blieben selbst im Zentrum […]

ungepflastert, […].HygienischeMaßnahmen […] konntennur schleppendvorangebracht

werden. Die innerörtliche Verkehrserschließung fiel weit […] zurück«64 – es ist leicht,

das als Resultat einer kleinbürgerlichen »Unfähigkeit zur Stadtentwicklung« zu deuten.

Nüchtern betrachtet ging das aber auf die finanzielle Einschnürung der Haushalte zu-

rück. Die rauschhafte Entwicklung von Industrie und Bevölkerung nach dem Ende der

Gründerkrise ließ zahlreicheProjekte–SchulenundSchlachthöfe,Wasserleitungenund

Kanalisation, Straßenbahnen, Durchgangsstraßen und Stadtparks – entstehen, die in

der kurzenZeit bis zumErstenWeltkrieg kaum fertigwurden unddeshalbwie chaotisch

hingeworfen wirkten. Die harte und spottende Bewertung der Leistungen der Städte

und Gemeinden im Emschertal verdeckt allerdings auch deren Erfolge: »Überall stell-

ten namentlich die schulischen, Straßen- und sozialen Bedürfnisse Anforderungen in

solchem Ausmaße und in solchem Tempo, dass ihre Bewältigung zu den wirklich gro-

ßen Leistungen deutscher Kommunalpolitik gerechnet werden darf, mögen Einzelhei-

ten menschlicher Unvollkommenheit dabei auch kritische Beurteilung finden.«65

Wenn die Geschichte der Städte und Gemeinden im Emschertal als ein Prozess er-

zählt wird, in dem Menschen, Umwelt und Institutionen allein dem Verwertungsinter-

esse der großen Industrie unterworfen wurden, ist das allzu statisch und schablonen-

haft gedacht. Sicher wurde die Stadtwerdung im Rheinland und inWestfalen durch die

anachronistischen Bestimmungen behindert, dass dieMeistbegüterten, also die großen

Grundbesitzer und Adeligen, natürliche Mitglieder des Gemeinderats waren und dort

oft die Mehrheit hatten. Ihnen waren die Schritte zur Stadtwerdung zuwider, da sie in

der Folge ihre politische Dominanz einbüßten undmöglicherweise höhere Steuern hät-

ten entrichten müssen. Die Industrieunternehmen und Zechen gaben allein durch den

Zugriff auf ihre Belegschaften und den heftig umstrittenen Bau der Werkskolonien die

Richtung der gemeindlichen Entwicklung vor. Es war aber nicht so, dass es eine unaus-

gesprochene Solidargemeinschaft der alten Eliten, der Industrie und der preußischen

Regierung gab.Ganz anders zeichnete sich im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts ab,

62 Niethammer: Unfähigkeit, S. 23.

63 WilhelmBrepohl: Industrievolk imWandel von der agrarischen zur industriellenDaseinsformdar-

gestellt am Ruhrgebiet, Tübingen 1957, S. 21.

64 Niethammer: Unfähigkeit, S. 23.

65 Most: Finanzlage, S. 10; s. auch Heinz Reif: Städte und Städteagglomerationen der Montanindus-

trie in Deutschland, 1840–1914, in: Informationen zur Modernen Stadtgeschichte 1, 2012, S. 15–28,

hier S. 21.
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dass die strukturelle Finanzklemme wahrgenommen wurde und die staatlichen Behör-

den zumEingreifen zwang.Das zeigte sich allein daran, dass der Prozess der Verleihung

der Städteordnung nach den frühen Stadterhebungen von Oberhausen, Gelsenkirchen

undWattenscheidMitte der 1870er Jahre stockte: 1894 und 1896 wurden nochMeiderich

und Herne Städte, 1901 Castrop. Die Anträge zur Verleihung der Städteordnung an an-

dere Großgemeinden beidseits der Emscher wurden teils mehrfach abgelehnt. Erst seit

1911 gab es mit Hamborn, Buer und Sterkrade wieder neue Städte. In dem verzögerten

Stadtwerdungsprozessbildete sichwenigerdiedefizitäreUrbanisierungals vielmehrein

Konflikt zwischen der Industrie, den Kommunen und den Regierungsbehörden ab, der

zur direkten Vorgeschichte der Emschergenossenschaft gehört.

DieLandräteundRegierungspräsidentenhatteneindezidiertes Interessedaran,Ge-

meinden unselbstständig zu halten, die nach den geltenden Gesetzen nicht in der La-

ge waren, ihr Dasein aus eigener Kraft zu gestalten. Deshalb forderten sie – nach wie

vor völlig unpräzise –, eine Gemeinde könne nur Stadt werden, wenn sie dem »gleicht,

was man mit dem Begriff einer Stadt gemeinhin verbindet«, auch, um deren Einwoh-

ner angesichts desminimalen Steueraufkommens zu schützen: »Steuerlich sind 39% al-

ler Zensiten überhaupt nicht staatseinkommensteuerpflichtig, 85% aller Zensiten haben

nicht über 1.200 M., 97,5% aller Zensiten nicht über 3.000 M. Einkommen.«66 Denn die

Verleihung der Städteordnung bedeutete zwar größere Selbstbestimmung, aber auch,

dass die Einwohner mit dem Minimum an Leistungen auskommen mussten, das sich

die Städte zusammenknauserten. Wenn sauberes Wasser fehlte und es weder Müllab-

fuhr noch Kanalisation gab, konnte das lebensgefährlich sein. Der Kreisarzt des Krei-

ses Dortmund,NathanaelWollenweber, stellte 1912 eine überdurchschnittliche Quote von

Infektionskrankheiten wie Diphtherie, Typhus,Meningitis und anderen in den Landge-

meinden des »Kohlenreviers« fest, was er auf die beengten Wohnverhältnisse zurück-

führte, aber auch die minimierten kommunalen Dienste: »Die Höfe sind in der Regel

sehr unsauber. Abfallstoffe, Asche, Papier usw. liegen umher; wennAschenkäste vorhan-

den sind, so sind sie häufig undicht oder überfüllt, da es in den Landgemeinden meist

an geregelter Müllabfuhr fehlt.«67

Bei denLandräten lassen sichdifferenzierte Strategien erkennen:Während imLand-

kreis Essen Anträge auf die Verleihung der Städteordnung immer wieder auf die lange

Bank geschoben wurden, gehörte der Landrat des Landkreises Gelsenkirchen,Wilhelm

Hammerschmidt, zu den Initiatoren der AuskreisungGelsenkirchens 1903, als diese Stadt

nicht ganz freiwillig mit sechs umliegenden Gemeinden verschmolz.68 AmBeispiel Gel-

66 Regierungspräsident Düsseldorf an denMinister des Innern, betr. Verleihung der Städte-Ordnung

an die Landgemeinde Altenessen, 16.8.1898, in: Niethammer: Unfähigkeit, S. 86; s. auch Detlev

Vonde: »DenMangel verwalten«. Die Finanzierung von Infrastruktur in der Stadt und im Landkreis

Essen umdie Jahrhundertwende, in: KlausWisotzky/Michael Zimmermann (Hg.): Selbstverständ-

lichkeiten. Strom, Wasser, Gas und andere Versorgungseinrichtungen: Die Vernetzung der Stadt

um die Jahrhundertwende, Essen 1997, S. 216–230.

67 Nathanael Wollenweber: Mängel im Wohnungswesen im westfälischen Industriebezirk und ihre

Bedeutung für die Ausbreitung von Infektionskrankheiten. Vortrag auf der Medizinal-Beamten-

Versammlung in Hagen am 18. Mai 1912, Berlin 1913, S. 6.

68 Petermann: Eingemeindungen, S. 40–50; Johann Hinrich Metz: Gelsenkirchen. Entstehung und

Entwicklung der Stadt, Gelsenkirchen 1917, S. 19.
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senkirchens zeigt sich auch, wie verkürzt das Argument ist, die alten Eliten hätten sich

der kommunalen Dynamik entgegenstellen können: Der Gelsenkirchener Stadtrat war

gezwungen, Fusion und Auskreisung zuzustimmen, als sich abzeichnete, dass die mitt-

lerweile annähernd so große Gemeinde Schalke anderenfalls gemeinsam mit einer an-

deren Gemeinde eine Stadt mit dem ehrfurchterweckenden Namen Schalke-Bismarck

gründen würde. Jedenfalls spiegelten die Auskreisungen – beispielsweise auch die von

Witten 1899–die Strategiender Landräte undderRegierungspräsidenten:Während »im

Landkreis Essen bis zu seinerAuflösung 1929 keineneueStadt entstand, imDortmunder

Kreis nur eine einzige Castrop, […] [wurden] die übrigen Landkreise durch die Bildung

kreisfreier Städte allmählich ausgehöhlt«.69

Das Interesse der Südstädte im Raum zwischen Ruhr und Emscher war anders

gelagert als das der Landräte. Sie hatten in erster Linie das Ziel, einen Zugriff auf die

steuerstärkeren Gemeinden in ihrer Umgebung zu erhalten und sie einzugemeinden.

Da das eine allzu durchsichtige Strategie war und Eingemeindungen nicht verfügt wer-

den konnten, sondern gesetzlich zu regeln waren, mussten sie Eingemeindungspakete

schnüren, bei denen diese Filetstücke zwischen den knochigen Industriegemeinden

versteckt waren. Die Stadt Dortmund, die so große Raumreserven hatte, dass sie erst

um 1910 nach Möglichkeiten suchte, ihr Stadtgebiet zu erweitern, entwickelte dafür

dann gleich ein Großprojekt, durch das die Landkreise Dortmund und Hörde ihr zu-

geschlagen wurden. Denn der Landkreis Hörde umfasste auch die Stahlkocherstadt

Hörde, die anerkanntermaßen notleidend war, und so ließ sie sich besser ›verdauen‹.70

Die Stadt Essen sah sich mit einem ähnlichen Problem, aber in potenzierter Form

konfrontiert. Essen warf schon seit dem Ende der 1880er Jahre begehrliche Blicke auf

die Gemeinden südlich der alten Stadt, die allesamt steuerstark und nicht sehr mit In-

dustrie und Bergbau besetzt waren. Damit hoffte der bereits erwähnte Erich Zweigert,

seit 1886Oberbürgermeister,dieEingemeindungvonAltendorf,westlich vonEssengele-

gen undwichtiger Standort der Fried.Krupp-Gussstahlfabrik, ausgleichen zu können.71

Die Eingemeindung von Altendorf zog sich jedoch ebenso lange hin wie die der »guten,

gesundenWohngegenden«,wie dieRheinisch-WestfälischeZeitung schrieb,72 imSüden

und Südosten Essens. 1887 begannen die Verhandlungen, aber erst 1901 wurde Altendorf

formell Essen zugeschlagen. Ursache der Verzögerungen waren zahllose kostenträchti-

ge Zugeständnisse, die die Landgemeinden forderten. Meist ging es dabei um den Bau

und die Unterhaltung von Schulen, die Gewerbesteuer und die Zuschläge zur Einkom-

mensteuer,denSchlachthauszwang,denChausseebauunddieKanalisation.DasGefälle

vomHellweg zum Emschertal bedingte allerdings, dass die Essener Verhandlungenmit

Altendorf sich auch über die Frage der Entwässerung festliefen.

69 Croon: Städtewandlung, S. 490.

70 Wolfgang R. Krabbe: Eingemeindungsprobleme vor dem Ersten Weltkrieg: Motive, Widerstände

und Verfahrensweise, in: Die alte Stadt 7, 1980, S. 368–387, hier S. 370–372.

71 Wisotzky: Essen, S. 192 ff.; Hein Hoebink: Mehr Raum – mehr Macht. Preußische Kommunalpoli-

tik und Raumplanung im rheinisch-westfälischen Industriegebiet 1900–1933, Essen 1989, S. 24–33;

Petermann: Eingemeindungen, S. 50 ff.

72 Zit. n. Wisotzky: Essen, S. 206.
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Wenngleich die Emscher nicht von vorneherein als Cloaca Maxima gedacht war, so

wurden ihre linken Nebenläufe doch wie selbstverständlich als natürliche Abwasserka-

näle gesehen – und daraus entstanden zahlreiche Konflikte der Hellwegstädte mit den

Städten und Gemeinden im Emschertal. Das spielte für Dortmund, das ohnehin halb

von der Emscher umflossen wird, weniger eine Rolle, aber für die Stadt Essen war es

vital, sich mit den Unterliegern zu arrangieren, wenn ihre Bevölkerung und damit ihr

Abwasseraufkommenwuchsen.Zumalwenn durchBergsenkungen Seen aus Abwässern

derHellwegstädte entstandenwie in Oberhausen, Altenessen undGelsenkirchen, konn-

te das überaus kostenträchtig werden: Da die Stadt Essen mit Altenessen über mehrere

Jahre hinweg Prozesse über die Abführung der städtischen Abwässer geführt hatte, war

sie bereit, der Gemeinde Rellinghausen – allerdings im Vorfeld von deren Eingemein-

dung–einKlärwerk für 400.000Mark zu spendieren,als eineNeuauflagedesKonfliktes

mit Altenessen drohte.73

NachdemEssen schon seit den 1870er Jahren immerwieder verpflichtetwordenwar,

die durchAltenessen fließendeBernemitwachsendenKosten zu reinigen, erstritt Alten-

essen 1897 ein Urteil, durch das es der Stadt Essen nichtmehr gestattet war, ihre Abwäs-

ser in die Berne zu leiten.74 Stattdessen sollte die Stadt ihre Abwässer – ohne Nutzung

der Berne – durch geschlossene Röhren direkt zur Emscher und zu einem dort zu er-

richtendenKlärwerk leiten.Zweigert habedaraufhin sarkastisch geklagt,nunmüsse der

Hauptkanal zugemauert undEssen unterWasser gesetztwerden.DieseGeschichtewird

gern an den Anfang der Geschichte der Emschergenossenschaft gesetzt, um die Absur-

dität der fehlenden überörtlichen Regelung des Abwassers anzuprangern: »Es ist heute

im Zeitalter einer straffen und einheitlichen Gesamtleitung kaum noch vorstellbar, wel-

che Schwierigkeiten damals die verwaltungstechnische Durchführung eines wichtigen

öffentlichen Unternehmens bot, dessen Auswirkung sich über zwei Provinzen, drei Re-

gierungsbezirke, viele Kreise und Stadtbezirke erstreckte und zudem fast der gesamte

Bergbau des Reviers unmittelbar interessiert war«, stellte ein enger Mitarbeiter Zwei-

gerts fest, als das organisiert war.75 In Wahrheit zeigt diese Anekdote, welches Sank-

tionspotenzial die jungen Städte und Gemeinden im Emschertal in der Abwasserfrage

besaßen–unter einigermaßen rechtsstaatlichenBedingungen konnten sie beliebig For-

derungen stellen, denn die Alternative für die Städte am Hellweg aber auch für die In-

dustrie war, nicht mehr wachsen zu können: »Sie waren gezwungen, sich mit den Un-

73 Wisotzky: Essen, S. 226; Martin Weyer-von Schoultz: Stadt und Gesundheit im Ruhrgebiet

1850–1929. Verstädterung und kommunale Gesundheitspolitik dargestellt am Beispiel der jungen

Industriestadt Gelsenkirchen, Essen 1994, S. 114.

74 Thomas Rommelspacher: Kehricht, Abfall, Abwasser und Fäkalien: Die Regulierung der Stadthy-

giene in Essen 1850 bis 1920. Die Ausdifferenzierung vonAbwasser- und Fäkalienbeseitigung, Stra-

ßenreinigung und Müllabfuhr, in: Klaus Wisotzky/Michael Zimmermann (Hg.): Selbstverständ-

lichkeiten. Strom, Wasser, Gas und andere Versorgungseinrichtungen: Die Vernetzung der Stadt

um die Jahrhundertwende, Essen 1997, S. 151–176, hier S. 161 f.

75 Paul Brandi: Der Aufstieg Essens zur Industriemetropole. Eine Erinnerung an Oberbürgermeis-

ter Erich Zweigert, in: Essener Beiträge. Beiträge zur Geschichte von Stadt und Stift Essen 60,

1940, S. 239–294, hier S. 285; HeinrichHelbing: Die Emschergenossenschaft, in: Emschergenossen-

schaft (hg. im Auftrage des Vorstandes v. Baudirektor Helbing): 25 Jahre Emschergenossenschaft.

1900–1925, Essen 1925 (Selbstverlag), S. 1–17, hier S. 4; Vonde: Finanzierung, S. 229.
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terliegern, koste es was es wolle, zu einigen.«76 Am Ende gelang es der Stadt Essen, die

Erfüllung der Auflagen des Urteils zur Berne bis zur Gründung der Emschergenossen-

schaft hinauszuzögern.

Da gleichzeitig mit der Zuspitzung der Diskussion über das Abwasser der Hellweg-

städte und besonders Essens auch die Erwägung konkret wurde, den Kanal zwischen

Rhein undWeser in das Emschertal zu legen, hatten die Kommunen imSüden erst recht

ein Interesse daran, sichmit denGemeinden und Städten imEmschertal zu einigen, um

sich einen direkten städtischen Zugang zu dem künftigen Kanal zu sichern.77 Es sei da-

hingestellt, wie weit diese Konflikte die Wahrnehmung der »Industriedörfer« prägten.

Allein um den Preis für die Einleitung oder gar die Eingemeindung zu deckeln, hatten

die Hellwegstädte jedenfalls ein Interesse daran, ihre geografisch bevorzugten Rivalin-

nen entlang der Emscher schlechtzureden – und eine abschätzige Deutung von deren

finanziellen Schwierigkeiten zu verbreiten.

Merkwürdig passiv war die Rolle der Unternehmen, als sich die Konflikte über die

Gestalt des kommunalen Systems zwischenRuhr undEmscher zuspitzten: In den Stadt-

undGemeinderätenwaren sie entsprechend ihremGewicht vertreten und konnten stets

darauf verweisen,dass ihreSteuernTreibstoff derKommunalpolitikwaren.Zwar errich-

teten sie zahlreiche Kolonien und Siedlungen, gelegentlich stellten sie Einrichtungen,

die sie selbst benötigten, auch für die Kommunen zur Verfügung –wie etwa amBeispiel

des von Friedrich Grillo gegründeten »Wasserwerks für das nördlicheWestfälische Koh-

lenrevier« zu sehen. Gegen die Defizite der Siedlungs- und Stadtentwicklung, die zum

Ende des 19. Jahrhunderts besonders in den finanziell notleidenden Gemeinden im Em-

schertal sichtbar wurden, gingen sie hingegen nicht aktiv vor.

Auch für die Gemeinden gab es kaum eine Handhabe, die Unternehmen zu einem

stärkeren Engagement und einem größeren Beitrag zu zwingen. Die einzige leitete sich

aus dem am 25. August 1876 erlassenen Gesetz »betreffend die […] Gründung neuer An-

siedlungen« ab.DiesesGesetz,nicht zu verwechselnmit demsogenanntenAnsiedlungs-

gesetz (Gesetz, betreffend die Beförderung deutscher Ansiedlungen in den Provinzen

WestpreußenundPosen) von 1886,galt in den östlichenProvinzendesKönigreichs Preu-

ßen und in der Provinz Westfalen und beschrieb ein Verfahren für die Genehmigung

von neuen Wohnhäusern, Siedlungen und Kolonien. Das sollte zunächst Versuche er-

sticken, eine polnische Siedlungsbewegung in den östlichen Provinzen ins Leben zu ru-

fen, hatte aber in der Ausdehnung auf Westfalen einen anderen Sinn: Eine Gemeinde,

aber auch Anlieger, konnten demnach einen Einspruch gegen eine Ansiedlung geltend

machen, wenn sie keine Zufahrt hatte und die Nutzung benachbarter Grundstücke für

Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei störte. Außerdemmussten Unternehmen ei-

nenPlanvorlegen, indemnachgewiesenwurde,»inwelcherArtdieGemeinde-,Kirchen-

und Schulverhältnisse geordnet werden sollten«. Das Gesetz begründete damit faktisch

einen Entschädigungsanspruch der Gemeinden, schon bevor jegliche Wohnhäuser er-

richtet wurden: Es »wies die Gemeinden auf die Wahrung ihres Vorteils geradezu hin

76 Helbing: Emschergenossenschaft, S. 4.

77 Olaf Schmidt-Rutsch: Der Rhein-Herne-Kanal. Zur Geschichte der »Pulsader des Ruhrgebiets«, in:

Geschichte im Westen 36, 2021, S. 49–70; Leo Sympher: Emscherthallinie und Kanalisierung der

Lippe, Berlin 1901.
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und verlieh ihnen in seiner Verfolgung eine sehr weitgehende Gewalt«.78 Die Folge des

Gesetzes war allerdings, dass die Unternehmen den Bau von Siedlungen und Kolonien

– zumal in finanziellen Schwächephasen – so lange wie es irgend ging hinauszögerten

und sich eher darauf verließen,dass ihre Arbeiter und deren Familien sich in bestehende

Wohnungen einmieteten. Die oftmals beklagten beengten – und ungesunden –Wohn-

verhältnisse zwischenRuhr undEmscher gingen auch auf das kontraproduktive Ansied-

lungsgesetz zurück.

Da sich die Absatzlage des Steinkohlebergbaus mit der Gründung des Rheinisch-

Westfälischen Kohlen-Syndikats (RWKS) stabilisierte, war zwar zu erwarten, dass sich

die Lage bessern würde, doch stand auch eine enorme Expansion der Beschäftigtenzah-

len an.79 In den 1890er Jahren herrschte mithin eine Art Sattelzeitstimmung im rhei-

nisch-westfälischen Industrierevier, die vorher nicht aufgetreten war und so nie wieder

auftrat: Der Blick zurück ließ die Gegenwart als Konsolidierung auf höheremNiveau er-

scheinen,es zeichnete sichaber einBoomab,derdasZeughatte,alle vergangenenErfah-

rungen in den Schatten zu stellen. In Erwartung dessen schien es angezeigt, die Defizite

zu bereinigen, die aufgetreten waren, sich aber auch großzügig vorzubereiten.Weil die

Zahl derBergleute über alleMaßenweiterwuchsundes erwartbarwar,dass dieEntwick-

lung nördlich der Emscher ähnliche Folgen haben würde wie südlich, waren die Fragen,

wie das Industriegebiet mit sauberem Wasser versorgt, und vor allem, wie das Abwas-

ser weggeschafft werden könnte, nicht die kleinsten, die sich stellten. Die Dynamik der

Wasserpolitik wuchs jedoch, da sie mit einem zweiten Problem in eine Wechselbezie-

hung trat: Denn eswar schon zuBeginn der 1890er Jahre klar, dass ein großer Teil der für

den Kohlenbergbau benötigten Beschäftigten nicht aus der Region zu gewinnen, über-

wiegend noch nicht einmal deutschsprachig und oft Ausländer sein würde. Die Furcht

vor der dadurch drohendenÜberfremdung stärkte diejenigen, denen die Expansion von

Bergbau und Industrie mit ihren politischen und sozialen Folgen ohnehin unbehaglich

war,unddiedieKosten fürKanalisierungundEntwässerung scheuten.AuchdieWasser-

politik zwischenRuhr undEmscher hatte etwasmitHerrschaft undBevölkerungspolitik

zu tun.80

Die Zählung der Belegschaft der Bergwerke und Salinen im Oberbergamtsbezirk

Dortmund, die der Berghauptmann des Oberbergamtsbezirks Dortmund, Otto Taeg-

lichsbeck, im Dezember 1893 anstellen ließ, war die erste systematische Erhebung der

Beschäftigten in den staatlichen und privaten Bergwerken seines Bezirks überhaupt.

Die Fragebögen enthielten aber auchAbschnitte zu denWohnverhältnissen, zumBesitz,

zumFamilienstand, zurKonfession, vor allemaber zurHerkunft und zurMuttersprache

der Bergleute. Durch diese Erhebung wurde schlagartig sichtbar, wie sehr der Bergbau

zwischen Ruhr und Emscher von Polnisch sprechenden Bergarbeitern abhängigwar, die

überwiegend aus den östlichen Provinzen Preußens, teils aber auch aus dem Ausland

stammten; sie waren mit weitem Abstand die größte Gruppe der Fremdsprachigen,

78 Ernst Jüngst: Festschrift zur Feier des fünfzigjährigen Bestehens des Vereins für die Bergbaulichen

Interessen im Oberbergamtsbezirk Dortmund in Essen, Essen 1908, S. 113.

79 Steinberg, Ruhrgebiet, S. 53, 75.

80 David Blackbourn: Die Eroberung der Natur. Eine Geschichte der deutschen Landschaft, aus dem

Engl. übers. v. Udo Rennert, München 2007, S. 14 f. und S. 307–313.
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außer ihnen waren nur wenige Hundert Niederländer und Italiener nennenswert.

Hingegen gab es allein unter den rund 154.000 erfassten in Deutschland geborenen

Bergleuten 22.000, die Polnisch oder Polnisch und Deutsch als Muttersprachen hatten.

Diese 22.000 verteilten sich allerdings nicht gleichmäßig, sondern es gab eindeutige

Schwerpunkte bei den jüngeren Zechen im Emschergebiet, nördlich also: Die größten

Ballungen waren in den Bergrevieren Gelsenkirchen, Essen-West, Recklinghausen-

West, Wattenscheid und Herne. Und in diesen Revieren gab es auch Zechen, in denen

Polnisch sprechende Bergleute zwar nicht die Mehrheit, aber doch einen beträchtlichen

Anteil an der Belegschaft bildeten. Auf den Bergwerken Consolidation und Pluto im

Bergrevier Gelsenkirchen und Prosper im Bergrevier Essen-West gab es 1.000 oder

mehr Polnisch sprechende Bergleute, und im Fall von Prosper, das in Sichtweite der

Emscher, überwiegend auf dem Gebiet der Gemeinde Bottrop lag, bildeten sie mehr als

ein Drittel der Belegschaft.81

Der Grund, warum Taeglichsbeck mit der Frage nach der Muttersprache die Auf-

merksamkeit auf die Bergarbeiter polnischer Herkunft lenkte, erschließt sich nicht

leicht. Polnisch sprechende Bergarbeiter gab es seit 1871 auf den Zechen zwischen

Ruhr und Emscher. Die Ballung in Bottrop erklärt sich durch die Kettenwanderung

einer Elite von gelernten Bergarbeitern aus Oberschlesien, die nach dem Ende des

Deutsch-Französischen Krieges einsetzte und in den nächsten 20 Jahren Verwandte

und Bekannte nachzog.82 Es ist bis heute nicht klar, wie die Häufungen bei anderen

Bergwerken entstanden. Jedenfalls gab es keine Möglichkeit, Beschäftigte für die neu

abgeteuften Schächte anders zu gewinnen als aus den östlichen Provinzen. Öffentliches

Interesse erregten die von dort kommenden Bergarbeiter zunächst kaum.83 Sie fielen

hauptsächlich dadurch auf, dass sie unentwegt um die Entsendung Polnisch sprechen-

der Seelsorger baten, dass ihre immer häufiger mitwandernden Ehefrauen noch ihre

ländliche Tracht trugen, und dass sie lokal ab und zuGegenstand von Zeitungsberichten

über Schlägereien und andere kleinere Vergehen waren.

DieAufmerksamkeit für die Polen anderEmscherwuchs erst als FolgederAuseinan-

dersetzungen über die Zukunft der östlichen Provinzen. Diese gerieten nach dem Ende

des Bürgerkriegs in den Vereinigten Staaten und begünstigt durch den Bau der Eisen-

bahnen in den Sog der Auswanderungsbewegung, die praktisch die gesamte Landbevöl-

kerung erfasste. Angehörige der Schicht von Landarbeitern und Pächtern, die erst nach

der Bauernbefreiung entstanden war, wanderten besonders während der Gründerkrise

81 Otto Taeglichsbeck (Hg.): Die Belegschaft der Bergwerke und Salinen im Oberbergamtsbezirk

Dortmund nach der Zählung vom 16. Dezember 1893, Teil 2, Essen, Dortmund 1896, S. XIII–XV u.

S. 22–31.

82 S. Lutz Budrass: Von Biertultau (Biertułtowy) nach Batenbrock. Oberschlesier in Bottrop, in: ders./

Barbara Kalinowska-Wójcik/Andrzej Michalczyk (Hg.): Industrialisierung und Nationalisierung.

Fallstudien zur Geschichte des oberschlesischen Industriereviers im 19. und 20. Jahrhundert, Es-

sen 2013, S. 111–146.

83 Aus der umfangreichen Literatur David Skrabania: Keine Polen? Bewußtseinsprozesse und Partizi-

pationsstrategien unter Ruhrpolen zwischen der Reichsgründung und den Anfängen der Weima-

rer Republik, Herne 2019, S. 61–66, sowie neuerdings die Aufsätze in Andrzej Michalczyk/David

Skrabania (Hg.): Migrationsgeschichte Oberschlesiens von 1800 bis zur Gegenwart, Paderborn

2024.
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in Scharen aus und schufen auf diese Weise einen Arbeitskräftemangel, der den Groß-

grundbesitz im Osten in eine Existenzkrise stürzte. Die Gutsbesitzer in Westpreußen

und Posen, in geringerem Maße auch in Pommern, Ostpreußen und Schlesien wichen

darauf aus, polnische Landarbeiter von jenseits der Grenzen, aus Russland und Öster-

reich einzustellen. Das wiederumwurde in Berlin und namentlich vonOtto von Bismarck

als nationale Bedrohung gedeutet, da die ausgewanderten Deutschen durch diese Stra-

tegie quasi mit Polen aus Russland ersetzt wurden und damit der deutsche Charakter

der östlichen Provinzen infrage stand. Als Gegenmaßnahme wurden deshalb Polen un-

geklärter Staatsangehörigkeit seit 1885 aus den östlichen Provinzen Preußens ausgewie-

sen, 1886 wurde das erwähnte Ansiedlungsgesetz erlassen, durch das der preußische

Staat einer neu geschaffenen Ansiedlungskommission erhebliche Mittel gab, Land für

deutsche Bauern zu kaufen. 1892 erschienMaxWebers Analyse der Lage der Landarbei-

ter imOstelbischenDeutschland, in der er erstmals eineThese formulierte, die er in den

folgenden Jahren auf allen Ebenen der Öffentlichkeit mit Vehemenz vertrat: Die weitere

Polonisierung der östlichen Provinzen sei nicht aufzuhalten und Folge der Bedürfnislo-

sigkeit der polnischen Landarbeiter.84

Im Jahr darauf, 1893, veröffentlichte Max Sering, schon zu dieser Zeit einer der be-

kanntesten Agrarwissenschaftler, Professor in Berlin und wie Weber einer der führen-

den Köpfe im Verein für Socialpolitik, seine Darstellung über die »Innere Kolonisation

im östlichen Deutschland«. Darin entwickelte er das Programm, die entvölkerten Land-

striche im Osten wie Kolonien in Übersee neu zu besiedeln und dabei gleichzeitig einen

»ländlichen Mittelstand« zu schaffen, damit eine »von staatlichem Gemeinsinn erfüllte

Bevölkerung in den Kolonien für Generationen und Jahrhunderte eine gesicherte Stät-

te finden« könnte. Bei Sering gab es immerhin – anders als bei Weber und den zahl-

reichen anderen Analysen, Dissertationen und Darstellungen, die in den kommenden

Jahren über das nationalpolnische Vordringen im Osten geschrieben wurden – auch ei-

nen Fingerzeig auf Rheinland undWestfalen, die zwischen 1885 und 1890 einenWande-

rungsüberschuss von 550.000 Menschen zulasten der östlichen Provinzen verzeichnet

hatten, während die Auswanderungsströme nach Übersee dort immerhin noch 330.000

erfassten.85

Folgen fürdieGemeinden imEmschertal hattedieseFeststellungzunächstnicht.Die

Empörung über die Ausweisungen und die Kritik an der Ansiedlungskommission führ-

ten indes zu der sogenannten Versöhnungspolitik unter demNachfolger Bismarcks, Leo

von Caprivi. Er sah sich mit Forderungen der Großgrundbesitzer konfrontiert, die eine

Lockerung der Ausweisungspolitik anstrebten, weil sie nicht auf polnische Arbeiter aus

Russland und Österreich verzichten konnten, und er war überdies politisch auf die pol-

nischenAbgeordneten imReichstag angewiesen.Deshalb ließCaprivi sich auf dieZulas-

sung von Saisonarbeitern ein, während der Ansiedlungskommission die Mittel gekürzt

wurden.86 Trotz der Beruhigung der Lage war die Regierung nun allerdings aufmerk-

84 Als Überblick s. Hans-Erich Volkmann: Die Polenpolitik des Kaiserreichs. Prolog zum Zeitalter der

Weltkriege, Paderborn 2016, S. 230 f.

85 Max Sering: Die innere Kolonisation im östlichen Deutschland, Leipzig 1893, Zit. S. 1 u. S. 5–7.

86 Robert Spät: Die »polnische Frage« in der öffentlichen Diskussion im Deutschen Reich, 1894–1918,

Marburg 2014, S. 27–29.
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samer gegenüber den Polen. In der Volkszählung 1890 wurde erstmals wieder nach der

Muttersprache gefragt, auch, um die Größe der deutschen und der polnischen Bevölke-

rung in Posen und Westpreußen vergleichen zu können – und das leitete sicher zu der

Frage nach der Muttersprache in der Erhebung von Taeglichsbeck über,möglicherweise

auch als Reaktion auf Serings Berechnungen zum östlichen Wanderungsüberschuss in

Rheinland undWestfalen.87

Mit der Entlassung Caprivis als Reichskanzler 1894 spitzte sich die »Polenfrage« je-

doch auch zwischen Ruhr und Emscher zu.Wenngleich das auf die Abberufung des pol-

nischen Seelsorgers Franciszek Liss zurückging, gründete sich in Bochum der Verband

der Polen in Deutschland als erste nicht kirchliche Organisation; 1898 kam ein kurzlebi-

ger polnischer sozialdemokratischer Arbeiterverein »Morgenröte« hinzu, der in Herne

gegründet wurde und gleich die ganze Aufmerksamkeit der Behörden auf sich zog.88 Im

Osten entstand 1894 nach einer Wallfahrt von Hunderten Posener Bürgern zu Bismarck

eine Vorform des Ostmarkenvereins, der sich die Stärkung des Deutschtums in den öst-

lichen Provinzen auf die Fahne schrieb. Schon seit 1891 gab es den Allgemeinen Deut-

schen Verband (seit 1894 Alldeutscher Verband) zur Förderung der deutschen nationalen

Interessen im In- und Ausland, der im September 1894 einen Forderungskatalog zum

Umgang mit der polnischen Minderheit in den östlichen Provinzen verabschiedete.89

Entsprechend wuchs die Zahl der Veröffentlichungen zur »Polenfrage«; Hans Delbrück,

der Herausgeber der meinungsführenden Preußischen Jahrbücher, veröffentlichte 1894

ein Heft zu diesem Thema, in dem er seine Gegenposition zum Ostmarkenverein und

zum Alldeutschen Verband zusammenfasste: Die Initiativen zur Germanisierung hät-

ten allesamt kontraproduktiv gewirkt –wenn die Entvölkerung der ländlichen Regionen

in Ostdeutschland aufgehalten werden solle,müssten Bauerndörfer geschaffen werden,

ohne Ansehen der Nationalität der Bauern. Die deutsche Sprache würde sich als Ver-

kehrssprache ohnehin durchsetzen, da ihre Beherrschung Voraussetzung des sozialen

Aufstiegs sei. Die Hysterie über die nationalpolnische Strategie zur Überwältigung der

Deutschen in den Provinzen Westpreußen und Posen nahm dennoch solche Ausmaße

an, dass ein Zeitungsredakteur in Posen 1899 darin einen »Polenkoller« erblickte.90

Umfangreichere Darlegungen, die auch die Polnisch sprechenden Bergarbeiter an

Ruhr und Emscher berücksichtigten, gab es zunächst nur auf der amtlichen Ebene. Ein

Interesse in den Behörden lässt sich immer dann nachweisen, wenn ein höherer Beam-

ter Verwaltungserfahrung aus dem Osten der Monarchie mitbrachte, was regelmäßig

der Fall war. Der Oberpräsident von Westfalen zwischen 1889 und 1899,Heinrich Konrad

Studt, war in den 1860er Jahren Landrat in der Provinz Posen gewesen und legte 1896

87 S. Richard Böckh: Die Verschiebung der Sprachenverhältnisse in Posen undWestpreußen, in: Preu-

ßische Jahrbücher 77, 1894, S. 424–437; Philipp Kröger: Die Grenzen des Vergleichs. Die statistische

Vermessung der östlichen Grenzregionen des Kaiserreichs und die Unterschiede deutscher Herr-

schaft in Übersee und Europa, in: Geschichte und Gesellschaft 47:4, 2021, S. 623–647.

88 Krystyna Murzynowska: Die polnischen Erwerbsauswanderer im Ruhrgebiet während der Jahre

1880–1941, Dortmund 1979, S. 120–130, 160 f.

89 Unsere Forderungen in der Polenfrage, in: Alldeutscher Verband (Hg.): Die deutsche Ostmark. Ak-

tenstücke und Beiträge zur Polenfrage, Berlin 1894, S. 42–47.

90 Spät: Die »polnische Frage«, S. 45–60; Hans Delbrück: Die Polenfrage, Berlin 1894; Georg Wagner:

Der Polenkoller. Skizze vom »Kriegsschauplatz« in den Ostmarken, Leipzig 1899.
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seine Vorstellungen wie das »Polenthum imWesten […] der Germanisierung zugeführt

werden« könne, in einer ausführlichen Denkschrift nieder, die den Forderungskatalog

desAlldeutschenVerbandes von 1894 aufnahm:EinschränkungderVerwendungder pol-

nischen Sprache, schärfere Überwachung der Vereine und der polnischen Geistlichen,

ausschließlich deutschsprachiger Schulunterricht.91

Der erste größere Versuch, das Zunahme der polnischen Bevölkerung in den Ost-

provinzen und im rheinisch-westfälischen Industriegebiet im Zusammenhang zu deu-

ten, stammte jedoch von Arthur Dix. Dix war in Westpreußen geboren und lebte auf ei-

nem Rittergut in der Nähe von Kulm (Chelmno). Er hatte allerdings in Berlin bei Max

Sering studiert und legte 1898 und 1899, kaum 24 Jahre alt, in rascher Folge etliche Ver-

öffentlichungen zur politischen Geografie und Statistik, aber vor allem zum »Polenpro-

blem« vor. Dabei genoss er prominente Unterstützung: Ein erster Aufsatz, allerdings zu

einem anderen Thema, erschien in Delbrücks Preußischen Jahrbüchern (wofür er sich

gleich eine Kontroverse mit René Kuczynski, einem der bekanntesten deutschen Statis-

tiker, einhandelte), ein zweiter über das Slawentum in Preußen in den renommierten

Jahrbüchern für Nationalökonomie und Statistik.92 Dix diskutierte seine Überlegungen

zur Rolle der Polen aber konzentriert in einem schmalen Band, der die innere und äuße-

re Kolonisation unter einem griffigen Titel zusammenzog: »Die Völkerwanderung von

1900«. Darin ging es zunächst um einige Ideen zur Lenkung der deutschen Kolonialbe-

strebungen und Siedlungsschwerpunkte (Südbrasilien, Südafrika und Ostasien), daran

anschließend entwickelte Dix seine Deutung der »Ausbreitung des Slaventums imWes-

ten«.93 Seine These war an sich simpel: Die Rekrutierung der polnischen Arbeiter deut-

scher Staatsangehörigkeit für die Industrie im Westen baue kontinuierlich Druck auf

die Großgrundbesitzer imOsten auf, polnische Arbeiter aus Russland undÖsterreich zu

holen. Resultat sei ein endloser, ungebremster Einwanderungszug von Polen, der nicht

mehr nur dasDeutschtum imOsten, sondern auch das zwischen Ruhr und Emscher un-

terwandere:

91 Christoph Kleßmann: Polnische Bergarbeiter im Ruhrgebiet, 1870–1945, Göttingen 1978, S. 83 f.;

Die Denkschrift ist abgedruckt in Hans Jürgen Brandt (Hg.): Die Polen und die Kirche im Ruhr-

gebiet, 1871–1919. Ausgewählte Dokumente zur pastoral und kirchlichen Integration sprachlicher

Minderheiten im deutschen Kaiserreich, Münster 1987, S. 119–128.

92 Erika Behm/Jürgen Kuczynski: Arthur Dix, Propagandist der wirtschaftlichen Vorbereitung des

Ersten Weltkrieges, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 10:2, 1970, S. 69–100; Arthur Dix: Das

Slaventum in Preußen, seine Bedeutung für die Bevölkerungsbewegung und Volkswirtschaft in

den letzten Jahrzehnten, in: Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik 70, 1898, S. 561–602.

93 Arthur Dix: Die Völkerwanderung von 1900, Leipzig 1898, S. 48.

»Der polnische Arbeiter zieht aus auf den höheren Verdienst, der ihn imWesten lockt,

dort macht er deutsche Arbeiter entbehrlich, drückt die Preise und die Kultur herab,

verpflanzt das Polentum in rein deutsche Gebiete; daheim kommt die Zeit, da er un-

entbehrlich ist; hohe Löhne für deutsche Arbeiter kann der Grundbesitzer nicht zahlen

‒ also kommen die russisch-polnischenHülfskräfte, drücken die Kultur nochmehr her-

ab, vertreiben die deutschen Arbeiter und auch die polnischen Vettern, denen sie an

Bedürfnislosigkeit noch überlegen sind ‒ diese gehen wieder nach dem Westen ‒ im

Osten fehlenwiedermehr Kräfte ‒ es kommenwiedermehr Slaven über die Grenze.«94

94 Ebd., S. 53.
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Dieser Einwanderungszug unterlaufe auch die antipolnischen Maßnahmen in den öst-

lichen Provinzen. Da die Ausweisungserlasse in den westlichen Provinzen nicht galten

und die Industrie nach Arbeitern schrie, konnte ein russischer oder österreichischer Po-

le in den Westen ziehen und sich auf diese Weise schützen: »es liegt System in jenen

Wanderzügen!«95

AlsDix’ Studie erschien, spitzte sich auch dieDebatte über die Polnisch sprechenden

Arbeiter im Industrierevier zu. Im Januar 1899 erließ das Oberbergamt Dortmund, vor-

geblich aus Sicherheitsinteressen, eine Bergpolizeiverordnung, durch die fremdspra-

chige Arbeiter nur dann im Bergbau beschäftigt werden durften, wenn sie genügend

Deutsch verstanden, umdenAnweisungen ihrer Vorgesetzten zu folgen. Seit 1898 gab es

eine Außenstelle des Ostmarkenvereins in Dortmund, die ausgesprochen rührig gegen

das polnische Eindringen in dieses »altgermanische Gebiet« agitierte,96 während einer

der Gründer des Alldeutschen Verbandes,Theodor Reismann-Grone, seit 1890 Pressespre-

cher des bereits erwähnten Bergbauvereins war. Reismann-Grone wurde in den kom-

menden Jahren der wichtigste Agitator gegen die polnische Kolonie im Industriegebiet.

Er forderte unentwegt eine repressiverePolitik gegendiePolen,wasumso schwererwog,

da er nach seinem Ausscheiden aus demDienst des Bergbauvereins das wichtigste Blatt

in der Region beherrschte. 1895 übernahm er die Chefredaktion der Rheinisch-Westfä-

lischen Zeitung, 1897 die Zeitung selbst. Das ursprünglich nationalliberale Blatt vertrat

fortan eine nationalistische und expansionistische Linie. Die fremdartigen und bedroh-

lichen polnischen Kolonien an der Emscher waren offenbar so attraktiv für die Leser der

Rheinisch-Westfälischen Zeitung, dass Reismann-Grone sie – und den laxen Umgang

der Behörden mit ihnen – seit dem Frühjahr 1899 mit steigender Frequenz zum The-

mamachte. Er folgte zunächst allerdings noch den konventionellen Bahnen der antipol-

nischen Argumentation und blieb auf die nationalpolnische Bewegung in den östlichen

Provinzen konzentriert. ImSeptember 1899 referierteReismann-Grone seine Position in

der »Polenfrage« auf demVerbandstag des Alldeutschen Verbandes. Anders als Dix stell-

te er weder dort noch in den bis dahin erschienenen Artikeln eine Verbindung zwischen

den nationalpolnischen Strategien im Osten und imWesten her.97

95 Dix: Slaventum, S. 598.

96 Murzynowska: Erwerbsauswanderer, S. 149; Kleßmann: Bergarbeiter, S. 63 f.

97 Zu Reismann-Grone s. Stefan Frech:Wegbereiter Hitlers? Theodor Reismann-Grone. Ein völkischer

Nationalist (1863–1949), Paderborn u. a. 2009, S. 83–103, der allerdings die antipolnische Agitation

nur kursorisch thematisiert. Theodor Reismann-Grone: Die Slawische Gefahr in der Ostmark. Vor-

trag, gehalten auf demAlldeutschenVerbandstage zuHamburg,München 1899. Eine deutsche Ta-

geszeitung warnt vor dem staatsgefährdenden Charakter der polnischen Kolonien im Rheinisch-

Westfälischen Industriegebiet: Rheinisch-Westfälische Zeitung, Essen, 30.3.1899, in: Hans Jürgen

Brandt (Hg.): Die Polen unddie Kirche imRuhrgebiet, 1871–1919. AusgewählteDokumente zur pas-

toral und kirchlichen Integration sprachlicher Minderheiten im deutschen Kaiserreich, Münster

1987, S. 146–149.
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In der öffentlichenWahrnehmung war die »Polenfrage« Teil einer multiplen Bedro-

hung der Gesellschaft des Kaiserreichs, die nicht zuletzt den Kaiser selbst bewegte.Wil-

helm II. hatte in seinem »Kampf gegen den Umsturz« die sogenannte Zuchthausvorla-

ge angeregt, ein Gesetz, mit dem Streikende wesentlich härter bestraft werden sollten,

wenn sie Arbeitswillige angingen oder zum Beitritt in eine Gewerkschaft zwangen. An-

fang Juni 1899 kamesdeshalb zugroßenProtestversammlungen inBerlinundHamburg.

Es war wenig verwunderlich, dass diese Unruhe auch auf das Industriegebiet übergriff.

Am Freitag, den 23. Juni 1899, weigerte sich eine Gruppe von 69 Schleppern und Pferde-

jungen, auf der Zeche von derHeydt inHerne einzufahren. Sie verlangten eineKompen-

sation für die kurz zuvor erhöhten Beiträge zur knappschaftlichen Rentenversicherung

und fuhren auch am kommenden Tag nicht ein.Mehr noch, erstmals seit 1893 schlossen

sich Bergleute auf anderen Zechen in Herne dem Streik an. Spätestens jetzt wurde klar,

dass mehr drohte als ein aus jugendlichem Übermut angezettelter Ausstand. Ziemlich

genau zehn Jahre später drohte eine Wiederholung der Ereignisse von 1889, als aus ei-

nemähnlich kleinen Anlass der bis dahin größte Streik vonBergarbeitern imRuhrgebiet

entstanden war.98

Der Streik vom Juni 1899, vor allem aber derUmgangmit ihm, formte die Erfahrung,

die in die Sitzung über die Schaffung eines gemeinsamen »Verbandes« im Dezember

1899 einging. Hier entstanden die Skizzen über eine neue Form der Zusammenarbeit

zwischen Regierungsbehörden, Kommunen und Unternehmen, hier wurden aber auch

Überlegungen formuliert, wie das weiterwachsende Industriegebiet beherrscht werden

könne,wer daran beteiligt und vor allem,wer daran nicht beteiligt sein sollte. Zwar dau-

erte der Streik von 1899 nur knapp zehn Tage – vom 23. Juni bis Anfang Juli 1899 – und

erfasste dabei nurZechen inoder beiHernemit insgesamthöchstens 7.000Streikenden.

Gerade weil es aber – wider Erwarten – gelang, die Entstehung eines Streiks abzuwen-

den, der das ganze Industriegebiet lahmlegte, eröffnete der Streik von 1899 neue Hand-

lungsoptionen für Behörden undUnternehmen.Die Lehren des Bergarbeiterstreiks von

1899 gingen direkt in die Konzeption der Emschergenossenschaft als neue Institution

zurHerrschaftsgestaltung imIndustrierevier einundsiedrehten sichumdieErfahrung,

wie mit den zahlreichen Polen unter den Bergarbeitern umgegangen werden konnte.

Ansich istdieGeschichtedesStreiks schnell erzählt:NachderAusbreitungderBewe-

gung am Samstag, den 24. Juni, berief der erwähnte polnisch-sozialdemokratische Ver-

ein »Morgenröte« für Sonntagnachmittag am 25. Juni eine Volksversammlung in einem

der großenVereinslokale inHerne ein. Zweck dieser Veranstaltungwar eswohl, dass die

polnische Vereinsführung und auch ein Vertreter des sogenannten Alten Verbandes, des

sozialdemokratischen »Verbands deutscher Bergarbeiter«, auftraten, um die Streiken-

den zur Aufgabe zu überreden; es erschienen aber 500 Personen, sodass der Saal wegen

Überfüllung von der Polizei geräumt wurde, noch ehe jemand das Wort ergriffen hatte.

Weitere Versuche, die Streikenden zu einer zentralenVersammlung zusammenzurufen,

98 Zum Streik von 1899 s. insbesondere Klaus Tenfelde: Die »Krawalle von Herne« im Jahre 1899, in:

Internationalewissenschaftliche Korrespondenz zur Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung

15, 1979, S. 71–104; JohnKulczycki: The ForeignWorker and theGermanLaborMovement. Xenopho-

bia and Solidarity in the Coal Fields of the Ruhr, 1871–1914, Oxford, Providence, 1994, S. 105–153.
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scheiterten in den folgenden Tagen.99 Stattdessen gab es nach der Räumung des Lokals

am Sonntag die ersten Unruhen, bei denen die Gendarmen am Ende mit flachem Sä-

bel – also unter Vermeidung schwerer Verletzungen – gegen die Menge vorgingen. Am

Montag und Dienstag breitete sich die Streikbewegung jedoch weiter aus und eskalier-

te,als diePolizei zwei verhafteteBergarbeiter zumPolizeigefängnis inHerneüberführen

wollte. Es sammelte sich eine Menge, die so bedrohlich war, dass die Gendarmen zu ih-

ren Gewehren griffen. 15 Personen wurden verletzt, drei davon starben. Am Abend des

27. Juni telegrafierte der Bochumer Landrat dem Oberpräsidenten, dass wegen der Un-

terlegenheit undderErschöpfungderGendarmeneinMilitäreinsatznotwendig sei.Eine

eilig inHerne zusammengerufene hochrangigeVersammlungmit denRegierungspräsi-

denten von Arnsberg und Münster, den betroffenen Landräten und Bürgermeistern so-

wie Vertretern der Zechengesellschaften unter Leitung desOberpräsidenten der Provinz

Westfalen entschied am Mittag des 28. Juni, Militär anzufordern. Oberpräsident Studt

bat den in Kiel weilenden Wilhelm II. persönlich um die Mobilisierung von Truppen in

der Region. Um kurz nach 11 Uhr am Abend telegrafierte der Kaiser seine Zustimmung.

Knapp 24 Stunden später trafen die ersten Einheiten von schließlichmehr als 2.000 Sol-

daten in Herne ein. Der Streik versiegte rasch.

Die demonstrative Bitte an den Kaiser machte sich gut in den Biografien der betei-

ligten Beamten. Oberpräsident Studt wurde wegen seines energischen Eintretens für

Recht und Ordnung bald nach dem Ende des Streiks zum preußischen Kultusminister

– Minister der geistlichen, Unterrichts- und Medizinalangelegenheiten – berufen und

schließlich sogar geadelt. Auch die anderen Beamten und Gendarmen erhielten wegen

der erfolgreichen Abwehr Orden, darunter auch der Bochumer Landrat Spude und der

Herner Bürgermeister Schäfer. Gleichwohl verband sich mit dem Ruf nach Militär auch

das Eingeständnis, mit den eigenen Mitteln am Ende zu sein, und deshalb war er um-

stritten: »WennMilitär kommt, so hat der jüngste Leutnantmehr zu sagenwie wir«, ha-

be der Bochumer Landrat eingewandt und daher das Drängen der Zechen auf Soldaten

zunächst ebenso abgelehntwie derArnsbergerRegierungspräsident.100Wieweitgehend

die zivile Verwaltung entmachtet war, hielt sich das Militär vor Ort auf, zeigte sich, als

der Streik kurzzeitig auf Recklinghausen überzugreifen drohte: Die betroffenen Zechen

riefen die Offiziere in Herne an, ohne den zuständigen Landrat (im Regierungsbezirk

Münster) auch nur zu informieren.101 Der Streik legte daher Defizite der kommunalen

und regionalen Verwaltung angesichts eines Aufruhrs eines großen Teils der ansässi-

gen, aber überwiegend polnischen Bevölkerung offen – und darum ging es implizit bei

den Diskussionen über die Lehren des Streiks: Letztlich musste verhandelt werden, wie

ein solcher Aufstand in Zukunft verhindert und vor allem wie er ohne Militäreinsatz im

Zaum gehalten werden könnte.

99 Kulczycki: ForeignWorker, S. 113–116; Deutsche Berg- und Hüttenarbeiter-Zeitung, Nr. 25, 1.7.1899.

100 Rheinisch-Westfälische Zeitung, Nr. 889, 25.11.1899; Kurze Darstellung des Hergangs der amMitt-

woch, den 28.6.1899, im Magistratsgebäude zu Herne abgehaltenen Besprechung, Landesarchiv

Nordrhein-Westfalen, Abteilung Westfalen (LAV NRW W), Münster, K001/2847, Bd. 6, Bl. 175.

101 Ralph Jessen: Polizei im Industrierevier. Modernisierung und Herrschaftspraxis im westfälischen

Ruhrgebiet 1848–1914, Göttingen 1991, S. 133.
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Das Versagen der Behörden ließ sich am ehesten am Bochumer Landrat Carl Spu-

de demonstrieren. 1852 im östlichen Brandenburg jenseits der Oder geboren, Jurist, war

Spude seit 1887 Landrat desKreises Bochum.Erwar schonmehrfachwegen seiner klein-

lichen Amtsführung, aber auch wegen seiner überheblichen Art aufgefallen, die sich be-

vorzugt gegen Katholiken richtete. 1896 hatte er ein Disziplinarverfahren gegen einen

Amtmanneingeleitet,weil dieser anderGlaubwürdigkeit vonSpudesEhefraugezweifelt

hatte; 1898musste sich die Regierung in Arnsberg erneutmit demLandrat beschäftigen,

weil er einen Flugblattverteiler der Zentrumspartei beleidigt und angegriffen hatte.102

Während des Streiks fiel Spude hauptsächlich durch seine Neigung zur Hysterie, aber

auch sein unbedachtes Handeln auf: Er hatte zwar direkt nach Beginn des Streiks etwa

30 Gendarmen aus den umliegenden Kreisen zusammengezogen, gab sich aber keine

Mühe, die Lage in Herne zu beruhigen. Im Gegenteil, am 27. Juni ließ Spude eine Be-

kanntmachung aushängen, die in einem herablassenden und beleidigenden Ton gegen

die Streikenden, deren Ehefrauen, aber auch die Arbeitswilligen verfasst war. Sie dürf-

te nicht wenig zur Empörung der Streikenden beigetragen haben.103 Wenngleich dem

Landrat sogar vom Oberpräsidenten attestiert wurde, »bei Tag und Nacht an Ort und

Stelle thätig und bemüht gewesen zu sein«,104 stellte sich später heraus, dass er seine

Gendarmenwährend der Ausschreitungen am 27. Juni im Stich gelassen hatte und nach

Bochumzurückgekehrtwar.Möglicherweisewar das der Grund,warumSpude trotz der

Auszeichnung mit dem Roten Adlerorden IV. Klasse sein Amt als Landrat gegen einen

Posten in der Regierung von Arnsberg eintauschenmusste.105

Es war vor allem ein Anliegen der Rheinisch-Westfälischen Zeitung nachzuweisen,

dass der Streik in Herne die Unfähigkeit der kommunalen und Regierungsbehörden of-

fenlegte.TheodorReismann-Gronehatte indenerstenTagennochUrlaubgemacht,wes-

halb der Ton der RWZ zunächst noch ungewöhnlich gemäßigt war. Das änderte sich, als

er am 28. Juni in Herne auftauchte, in die Unruhen hineingeriet und kurzzeitig verhaf-

tet wurde. Am folgenden Tag erschien ein Artikel, der nicht nur von zahlreichen anderen

Blättern übernommen wurde, sondern auch den Regierungspräsidenten von Arnsberg

zu einer Beleidigungsklage veranlasste. Der Prozess über diese Klage, der im Dezem-

ber 1899 mit einer Geldstrafe für Reismann-Grone endete, gab der Zeitung allerdings

erst recht die Gelegenheit, über mehrere Tage hinweg Polemiken gegen die Regierung

im Industriebezirk zu veröffentlichen. Im ursprünglichen Artikel wurde vor allem die

verspätete Entscheidung für denMilitäreinsatz beklagt; auf dieseWeise habe sich näm-

lich das peinliche Katz- und Maus-Spiel fortgesetzt, das sich die Gendarmen mit den

Streikposten lieferten – zulasten der Bergleute, die weiter arbeiten wollten und wegen

102 Zu den Vorgängen s. die Personalakte Spudes, LAV NRW W, R001/16362, sowie die Akte des Ober-

präsidenten zum Landkreis Bochum, LAV NRW W, K001/6209, darin bes. Regierungspräsident

Arnsberg an Oberpräsident, betr. Beschwerde des Landraths Spude über den Amtmann Höltje in

Bochum, 20.4.1896.

103 Kulczycki: Foreign Worker, S. 125.

104 Oberpräsident an Minister des Innern, 1.7.1899, LAV NRW W, K001/2847, Bd. 6, Bl. 103.

105 Rheinisch-Westfälische Zeitung, Nr. 889, 25.11.1899; Regierungspräsident Winzer an den Minis-

ter des Innern, betr. die Beförderung von Landräthen, 28.11.1899, LAV NRW W, R001/16362; Regie-

rungspräsident Winzer an den Minister des Innern, 12.4.1900, LAV NRW W, K001/6209, Bl. 34 f.
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der überforderten Kommunal- und Polizeiverwaltung nicht zuverlässig geschützt wur-

den: »Es ist schon gut, dass die Bevölkerung aus der Herrschaft unfähiger Gendarmen

undPolizistenherauskommt,dennLandräte undBürgermeister sindnicht zu sehen«,106

hieß es in der RWZ. Im Dezember hingegen nahm die RWZ die anachronistische Auf-

teilung des Industriebezirks in zwei Provinzen und drei Regierungsbezirke aufs Korn:

»Die ›Perle des Sauerlands‹ ist ja ein bevorzugter Platz für Überanstrengte aus dem In-

dustriebezirk, […] allein, dass diese Idylle der richtige Ort sei für den Sitz des Industrie-

Regierungspräsidiums,wirdvonallenSachkennernentschiedenbestritten. […]Willman

nicht das Präsidium von Arnsberg verlegen, so ist es zweckmäßig, eine neue Regierung

für den Industriebezirk zu schaffen.«107 Das war noch kein umfassendes Programm für

eine Reform des Industriebezirks, hatte als Einwand aber einen durchaus grundsätzli-

chen Charakter.

Die Regierungsbehördenwaren allerdings nicht nur schnell beleidigt, sondern spiel-

ten den schwarzen Peter gleich weiter: Ganz abgesehen davon, dass die Gendarmen und

Beamten ihre Aufgabe vortrefflich gelöst hätten – das zeigten ja die Orden und Belo-

bigungen, mit denen sie förmlich überschüttet wurden – sei der ganze Ärger doch den

Zechengesellschaften anzulasten, schrieb der Arnsberger Regierungspräsident:

»Als die allerbedenklichste der bei dem Ausstande zu Tage getretenen Erscheinun-

gen bleibt die Tatsache, dass sich im hiesigen Kohlenrevier – und in dieser Beziehung

fällt die Schuldnicht zumgeringstenTheil auf die betreffendenZechenverwaltungen –

durch die massenhafte Heranziehung von Polen ein Staat im Staate eingenistet hat,

der eine stete Gefahr für die öffentliche Ordnung bilden wird. Ist es diesem fremden

Elemente zu allermeist mit zuzuschreiben, dass dem hiesigen Bergmannsstande die

Zierde seines Standes- und Pflichtbewusstseins zum großen Theile abhanden gekom-

men ist, so wird es seine zersetzendeWirkung in wachsendemMasse weiter ausüben,

wenn nicht der weiteren Einwanderung einmachtvolles Halt entgegengesetzt werden

kann.«108

Daswar einnichtweniger grundsätzlicherVorschlag als dieGründung eines eigenenRe-

gierungsbezirks für das Industriegebiet:WennkeinePolen ausdemOstenmehr einwan-

derten, verhieß das nicht nur ein Ende der Streikgefahr, sondern bedeutete die Lösung

einer ganzen Reihe von Sorgen, die gerade die Gemeinden im Emschertal drückten, die

teurenSchulen,weil die Polen so viel Kinder bekamen,die beengtenundunhygienischen

Wohnquartiere,undnicht zuletzt die ungelöste, aber fast ammeistenkritischeFrage,wo

sie dasWasser herholen undwie sie eswieder loswerden konnten–wenndasWachstum

der Bevölkerung beschränkt wurde, dann war es viel einfacher, sich über Ruhr und Em-

scher, die Berne und die anderen Bäche zu einigen. Das alles war es wert, auch wenn

das Tempo der industriellen Entwicklung wegen Arbeitermangels vielleicht gedrosselt

werdenmüsste.

106 Rheinisch-Westfälische Zeitung, Nr. 484, 29.6.1899.

107 Rheinisch-Westfälische Zeitung, Nr. 916, 5.12.1899.

108 Regierungspräsident Arnsberg, Zusammenfassender Bericht der Ereignisse im Herner Bergarbei-

terausstande, 17.7.1899, LAV NRW W, K001/2847c, Bl. 11.
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Ein Ende der Zuwanderung lag durchaus nicht nur im Interesse der Regierungsbe-

hörden, sondern auch der organisierten Bergarbeiterschaft. Die Überlegung, der Streik

untergrabe die Ehrbegriffe des Bergmannsstandes, durchzog die Äußerungen der füh-

renden Gewerkschafter. Allein weil Schlepper und Pferdejungen einen Streik anzettel-

ten, ohne die Gewerkschaften zu fragen, aber auch, weil sie den Streik nicht einstellten,

als ihnen nachgewiesen wurde, dass sie ihre Ziele nicht erreichen würden und schließ-

lich, weil sie sich nicht organisieren ließen und Arbeitswillige bedrohten, hielten der Al-

te Verband aber auch der christliche Bergarbeiterverband eine demonstrative Distanz

zum Streik, machten keine Anstalten sich zu solidarisieren, sondern verurteilten ihn

scharf.109 Und diese Kritik machten die Organisationen der deutschen Bergarbeiter in

erster Linie daran fest, dass die wild Streikenden in derMehrheit Polnisch sprachen und

aus den östlichen Provinzen stammten.

Die Gewerkschaften hatten zwar auch die Sorge, dass der Streik zugunsten der

Zuchthausvorlage wirken würde, zumal die Arbeitswilligen in Herne schlimmer als

je zuvor bedrängt wurden. Doch erklärt das nicht die Schärfe, mit der sich gerade

auch deren Führungen gegen die Polen wandten. August Brust, der Vorsitzende des

christlichen Bergarbeiterverbandes (Gewerkverein), erklärte auf einer Versammlung

am 30. Juni, dass »die Ausständigen als Polen doch eigentlich denNamen der Bergleute«

nicht verdienten und der Verband sich ihnen allein deshalb nicht anschließen könne,

während Otto Hué, der »eigentliche Führer« des Alten Verbandes,110 in einem Artikel in

der Zeitschrift »Die neue Zeit« der Sozialdemokratie davon ausging, dass die Polnisch

sprechenden Bergarbeiter in Herne aus den »kulturell am tiefsten stehenden Bezirken

Deutschlands« stammten und von den Unternehmern bewusst eingesetzt würden, um

den »rheinisch-westfälischen Bergmann« in einer »Hochfluth von Rückständigkeit«

niederzuzwingen. Eigentlich seien die Erfolge der Gewerkschaften der Grund gewesen,

Polen zu rekrutieren, die in Zechenkolonien – »Brutstätten kriechender Demuth« –

isoliert würden und auf diese Weise zu einer »Phalanx« gegen »die Bestrebungen der

organisierten Arbeiter« geformt würden. Die Eskalation sei entsprechend allein darauf

zurückzuführen, dass die Arbeiterschaft in den nördlichen Revieren, in denen sich in

Gelsenkirchen,Herne,Wanne »polnische Konklaven im deutschen Gebiet« gebildet hät-

ten, gegen die Gewerkschaften abgeschirmt würden und deshalb wegen eines törichten

Anlasses in den Ausstand gegangen seien.111

Anklänge eines proletarischen Internationalismuswaren indenÄußerungenderGe-

werkschaften nur selten zu finden. Die Berg- und Hüttenarbeiter-Zeitung (des Alten

Verbandes) stellte in einer zusammenfassenden Bewertung des Streiks zwar fett fest:

»Die polnischen Proletarier sind unsere Brüder!!!« und kündigte an, dass den verhaf-

teten Bergleuten Rechtsanwälte an die Seite gestellt würden. Das Verbandsorgan, von

109 Vor allem Kulczycki hat herausgestellt, dass diese Haltung auch auf Tenfeldes Analyse des Streiks

übergegriffen hat und derwichtigste Grund ist, warumder Streik von 1899 nicht seinen Platz in der

Geschichte des Ruhrkohlenbergbaus hat, der ihm zukommt. Kulczycki: Foreign Worker, S. 105 f.;

vgl. Tenfelde: »Krawalle von Herne«.

110 Helga Grebing: Art. Hue, Otto, in: NDB 9 (1972), S. 710.

111 Regierungspräsident Arnsberg, Zusammenfassender Bericht der Ereignisse im Herner Bergarbei-

terausstande, 17.7. 1899, LAV NRW W, K001/2847c, Bl. 7; Otto Hué: Die Krawalle von Herne, in: Die

neue Zeit 17:2, 1898/99, S. 534–540.
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Welche Lehren aus dem Streik im Sommer des Jahres gezogen werden konnten,war

ganz sicher eine Frage, die die Vertreter aus Industrie, Regierung und Kommunen be-

wegte,als sie am14. Dezember 1899 imStändehauszuBochumzusammenkamen.Durch

den Prozess gegen Reismann-Grone waren die verschiedenen Optionen und auch die

Alternativen noch einmal ins Gedächtnis gerufen worden, die sich in der Sattelzeit der

Ruhrgebietsgeschichte stellten, ehe der Bergbau mit Macht in Richtung der Lippe vor-

strebte.Es gingnicht nurumWasserundHygiene, sondernmit der FragenachderOrga-

nisationderAbwasserwirtschaft verbanden sich grundlegendeKonzepte für die Zukunft

des Industriereviers.Allerdings zeigte dieses kleine Industriebezirksparlament imStän-

dehaus, selbstredend unter Ausschluss der Arbeiterschaft, dass die Beteiligten durchaus

gewillt waren zu lernen, denn diese Form der Zusammenkunft von Regierung und In-

dustrie war schon im Sommer auf dem Höhepunkt des Streiks gleich zweimal und ein-

mal sogar am gleichen Ort erprobt worden und hatte sich offenbar bewährt.114 Und es

zeichneten sich zu dieser Zeit auch schon Überlegungen ab, wie kleinere Korrekturen

112 Deutsche Berg- und Hüttenarbeiter-Zeitung, Nr. 25, 1.7.1899.

113 Rheinisch-Westfälische Arbeiter-Zeitung, Nr. 173, 27.7.1899.

114 Die Protokolle der Sitzungen am 28.6.1899 in Herne und am 4.7.1899 in Bochum, LAV NRW W,

K001/2847, Bd. 6, Bl. 172–176 u. Bl. 233–238.

Hués Deutung inspiriert, behielt jedoch auch dessen herablassenden Ton gegen die pol-

nischen »Kinder« bei, »geistig gebrochen in immerwährender Knechtschaft«.112 Es gab

deshalb bei der Bewertung der streikenden Polen allenfallsmarginale Unterschiede zwi-

schen den gewerkschaftlichen Blättern und der RWZ; tatsächlich schoben die Gewerk-

schaftszeitungen schon den »polnischen« Charakter des Streiks in den Vordergrund,

als die Deutung in den bürgerlichen Blättern noch schwankte. Als Reismann-Grone am

29. Juni über seine Erlebnisse in Herne berichtete, das Versagen der Polizei anpranger-

te, aber den Streik auch rundheraus als nationalpolnisch initiiert bezeichnete, traf er

damit so sehr den Nerv der Sozialdemokraten und Gewerkschaften, dass der Vorwärts

– das Zentralorgan der SPD – seinen Artikel über »Die Unruhen der polnischen Berg-

arbeiter imHerner Kohlenrevier« am 30. Juni 1899 in voller Länge abdruckte – allenfalls

formal distanziert kommentierend: »Mit den Redensarten der ›Rh.-W. Ztg.‹ wollen wir

uns keineswegs identifizieren.Wir weisen aber darauf hin, dass das polnische Element

imRuhrrevier von den Kohlenbaronen zur Lohndrückerei herangezogenworden ist und

dass die deutschen Arbeiter unter der Konkurrenz dieser bedürfnislosen, rohen und un-

wissendenElemente seit langemschwer zu leidenhaben.Alle Versuche, sie zu organisie-

ren und zu klassenbewussten Arbeitern zu erziehen, sind bisher an ihrer Indolenz und

Unwissenheit gescheitert.« Eswarwenig verwunderlich, dass die sozialdemokratischen

Blätter die Überlegung vollkommen teilten, die Einwanderung in den Raum zwischen

Ruhr und Emscher zu bremsen, auch wenn die Industrie als Folge gedrosselt werden

musste. In einemArtikel Ende Juli 1899 über die Strafverfahren gegendie Teilnehmer des

Streiks griff die Rheinisch-Westfälische Arbeiterzeitung (»sozialdemokratisches Organ

für den westfälischen Industriebezirk«) die Überlegungen von Arthur Dix auf, dessen

Credo es war, die polnische Wanderung in den Westen könne nur durch eine Lenkung

von Investitionen in den Osten – für die industrielle Entwicklung, aber auch für bessere

Schulen – gebremst werden.113
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an der Verwaltungsstruktur des Industriegebiets vorgenommen werden könnten – bei-

spielsweise durch eine Stärkung der Landräte.

Das Ausscheiden des Bochumer Landrats Spude aus seinem Amt gab dem Arns-

berger Regierungspräsidenten Winzer bereits die Möglichkeit, durch die sorgfältige

Auswahl eines Kandidaten eine gewisse Wende in der Verwaltung eines der wichtigs-

ten Landkreise des Industriebezirks einzuleiten, aber auch zu beweisen, dass das von

Arnsberg aus dirigiert werden konnte:

»Unzweifelhaft erscheint, dass die Verwaltung des Landkreises Bochum mit seiner

hoch entwickelten, in stetiger Erweiterung begriffenen Industrie und seiner rapi-

de anwachsenden, dazu noch konfessionell gemischten Bevölkerung schon unter

gewöhnlichen Verhältnissen eine besonders tüchtige Kraft erfordert. In außerordent-

lichem Maße steigern sich aber die Anforderungen an die Leistungsfähigkeit der

leitenden Beamten, wenn Zeiten der Unruhe oder der wirtschaftlichen Bedrängnis

eintreten, wie es während des letzten Jahrzehnts in Folge der Ausstandsbewegungen

der Bergarbeiter wiederholt der Fall gewesen ist.«115

DieVerstaatlichungderPolizeihattedenZweck,bei künftigenAusständenmöglichst

auf den Einsatz von Militär verzichten zu können – was während des großen Streiks

1905 auch gelang –, zudem aber der Entstaatlichung durch die Auskreisungen und Ein-

gemeindungen entgegenzuwirken. Je weiter sich das Industrierevier in zwei Ketten von

StädtenamHellwegund imEmschertal konsolidierte,diedie verbliebenenLandgemein-

den absorbierten,destomehrwurdedasAmtdes Landrats zurückgedrängt.Da er jedoch

den ungeschmälerten Willen der preußischen Regierung repräsentierte, während die

Oberbürgermeister auch ihren Wählern und den einflussreichsten Unternehmen ver-

pflichtetwaren,konntedurchdieKonzentrationderPolizeigewalt inderHandderLand-

räte die Präsenz des preußischen Staates erhalten werden. Das war der Zweck der Er-

115 Regierungspräsident Arnsberg anMinister des Innern, betr. Landrathsamt im Landkreise Bochum,

12.4.1900, LAV NRW W, K001/6209.

116 Jessen: Polizei, S. 87–91.

Glücklicherweise war Winzer in der Lage, einen Kandidaten zu präsentieren, der mit

36 Jahren zwar nicht über die mehrjährige Erfahrung in der Landkreisverwaltung ver-

fügte, die für den Posten eigentlich nötig gewesen wäre, dafür aber aus dem Westen

stammte und durch seine Tätigkeit als Assessor am Dortmunder Gewerbegericht mit

der Schwerindustrie und demKohlenbergbau vertraut war,Karl Gerstein. Das Besondere

an der Berufung Gersteins, der als Assessor im Regierungspräsidium in Arnsberg schon

an den Verhandlungen am 14. Dezember 1899 teilgenommen hatte, war allerdings nicht

bloß dessen Energie und Tüchtigkeit, sondern, dass mit seiner Berufung die Reform

der Polizei im Industriebezirk Fahrt aufnahm. Eine Konferenz des Preußischen Innen-

ministers mit den regionalen Behörden in Dortmund hatte im August 1899 unter dem

Eindruck des Streiks in Herne »Grundsätze […] über die Regelung des Polizei- und Gen-

darmeriewesens in den industriellen Bezirken« verabschiedet, die in den kommenden

Jahren durchgesetzt wurden: eine größere Polizeidichte, eine bessere Ausbildung und

Auswahl sowie eine höhereBesoldungderBeamten–vor allemaber ein stärkerer Zugriff

des preußischen Staates auf die Polizei, die eigentlich eine kommunale Aufgabe war.116
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richtung von königlichen Polizeidirektionen in Bochum, Essen und Gelsenkirchen, zu

deren Präsidenten die Landräte ernannt wurden, als erste 1909 Karl Gerstein und der

Gelsenkirchener Landrat Alfred zur Nieden. Es war eine Bevormundung der Städte und

konnte deshalb erst nach langen Verhandlungen durchgesetzt werden; im Ergebnis wa-

ren die Landräte aber erneut »Schlüsselfiguren der Staatsverwaltung im Industriege-

biet«.117

Gerstein begründete seine herausgehobene Position als Landrat und königlicher Po-

lizeipräsident seither stets mit den besonders schwierigen politischen Verhältnissen in

seiner Reichweite, namentlich der großen Zahl von Bergleuten polnischer Herkunft; so

1911, als er einen Nachtrag zum Etat anmeldete, der teils von den Städten aufgebracht

werdenmusste:

»Der Polizei-Direktions-Bezirk Bochum bildet kein geschlossenes Ganzes. Die Städte

Bochum und Herne sind vielmehr umgeben von einer großen Anzahl stark bevölker-

ter Landgemeinden mit Industrie- und Bergarbeiterbevölkerung. Für diese und einige

in der Nähe liegenden kleineren Städte ist die Stadt Bochum der wirtschaftliche und

politischeMittelpunkt. […] In dengroßenSälender Stadtwerdendie unpolitischenund

politischen Versammlungen abgehalten, die massenhaft aus der Umgebung besucht

werden. Bochum ist die Centrale der gesamten Polenbewegung der westlichen Mon-

archie.«118

Als Gerstein 1900 zum Landrat berufen wurde, stand allerdings immer noch eine Ent-

scheidungdarüberaus,welcherKurs inderEntwicklungdes Industriebezirksüberhaupt

eingeschlagenwerden sollte,dennnachdemStreik von 1899wurden antagonistischePo-

sitionen vertreten: Hier die Zechengesellschaften und Unternehmen, die nach weiteren

Arbeitern schrien, dort die Regierungsbehörden, Landräte und Städte, die für eine Ver-

langsamung der Zuwanderung waren, weil sie die Kosten für die Belastungen zu tragen

hatten,die imSchulwesen, aber auch in derDaseinsfürsorge imweiteren Sinne entstan-

den, nicht zuletzt bei der Frage wieWasser herbeigeschafft undwie Abwasser abgeleitet

werden könnte. Und auf diesem Antagonismus beruhte die bemerkenswerteste Lehre

des Streiks in Herne, dass die deutsche Gewerkschaftsbewegung in einer unausgespro-

chenenKoalitionmit denen stand,die einEndederZuwanderung forderten, selbstwenn

dadurch die industrielle Entwicklung gebremst werden würde. Der Widerspruch zwi-

schen den verschiedenen Positionen entspannte sich nach dem Ende des Streiks nicht,

im Gegenteil. Während der Oberpräsident in seinem zusammenfassenden Bericht im

Oktober 1899 über die Ereignisse in Herne den Zechengesellschaften »Skrupellosigkeit«

bei der Rekrutierung ihrer Arbeiter vorwarf,wurde in einer Sitzung des Bergbauvereins,

die am 8. Juli in Dortmund stattfand, mit keinemWort erwähnt, dass die Mehrheit der

Streikenden Polen gewesen waren –die Unternehmer weigerten sich, das überhaupt als

Problem wahrzunehmen.119 Unterdessen gingen Berichte ein, dass die Einwanderung

117 Ebd., S. 97–99, Zit. S. 99; Vonde: Revier der großen Dörfer, S. 170–174.

118 Königliche Polizei-Direktion Bochum, Anmeldung vonMehrforderungen zum Etat für das Etatjahr

1912, 18.4.1911, Stadtarchiv Herne, V/3021, Bd. 2, Bl. 241.

119 Denkschrift über den Arbeiterausstand auf mehreren Steinkohlenbergwerken in der Umgegend

von Herne im Sommer 1899, Entwurf Oktober 1899, LAV NRW W, K001/2847, Bd. 7, Bl. 155; Steno-
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der Polen auch im rheinischen Teil des Industriegebiets überhandnehme: »In einzelnen

Ortschaften wie Caternberg, Berge-Borbeck (Kreis Essen) hört man auf den Straßen, in

denWirtschaftenundWartesälen inweit verbreitetemMaßepolnisch sprechen«,berich-

tete der Regierungspräsident in Düsseldorf im Juni 1900 an den Oberpräsidenten der

Rheinprovinz. Die Polen seien im Übrigen »dem Rheinländer« sehr »unsympathisch«,

sodass sie die rheinischen Bergleute aus demBergmannsberuf verdrängten: »Viele Söh-

ne alter einheimischer Bergleute« hätten »einen anderen Beruf gewählt«, weil sie »un-

gern mit Polen zusammen« arbeiteten.120

Sowohl die Rheinisch-Westfälische Zeitung als auch die Arbeiterpresse agitierten

unterdessenweiterhin gegen die polnische Zuwanderung. ImAugust 1899 veröffentlich-

te die RWZ einen Artikel unter dem Titel »Einiges vom Polentum im Rheinisch-Westfä-

lischen Industriebezirk« der sich von den anderen abhob, weil darin polnische Geschäf-

te und Buchhandlungen, aber auch deutsche Geschäfte und Selbstständige mit Namen

undWohnort genannt wurden, die in polnischer Sprache inserierten.121 Die Bielefelder

Volkswacht, das Organ der SPD für Ostwestfalen, fragte hingegen im Juni 1900 unter

dem Titel »Ein Hexenkessel«, was dennmit den »Hunderttausenden« geschehen werde,

die von den »Versprechungen der industriellen Agenten« gelockt worden seien,wenn ei-

ne Krise ausbreche. »Sie sind dann ein gefährliches Werkzeug des Lohndruckes in den

Händen des Unternehmertums«.122

Es gabmithin an derWende zumneuen Jahrhundert etliche Anzeichen, dass die De-

batte zwischen den Regierungsbehörden, Landräten, Kommunen und Gewerkschaften

auf der einen und den Unternehmen auf der anderen Seite in einen offenen Konflikt

münden könnte, sollte sich nicht eine Formel finden, mit der die Sorge um die soziale

und politische Stabilität im Raum zwischen Ruhr und Emscher und das wirtschaftliche

Interesse an weiteren polnischen Arbeitern vereinbart werden konnten. Diese Formel

fand sich dann erstaunlicherweise in einer Publikation des AlldeutschenVerbandes, und

ihrVerfechterwar niemand anderes als derwichtigste Agitator gegendie Polen imRuhr-

gebiet,Theodor Reismann-Grone.123

Unter den Bewertungen des Herner Streiks fand sich eine Überlegung, die das

Selbstbild infrage stellte, das sich aus der geradezu hysterischen Polenfurcht ergab.

Der Westfälische Merkur, eine dem Zentrum nahestehende Zeitung, stellte in ihrer

Gesamtbewertung des Streiks die Fragen, ob die Ausstände der Polen in Herne nicht

in Wahrheit »Gelegenheitsstreiche« von »dummen Jungen« gewesen seien, vor allem

aber, ob die »Bevölkerungs-Mehrheit« im Industriegebiet nicht »die Kraft hätte, eine

solche Einwanderung von 10 oder auch 20 Prozent langsam und sicher zu assimiliren«.

Ostmarkenverein und Alldeutscher Verband stellten die deutsche »Nation und Cultur

graphischer Bericht der 41. General-Versammlung des Vereins für die bergbaulichen Interessen

am 8.7.1899, ebd., Bl. 33–37.

120 Regierungspräsident Düsseldorf, betr. Polenbewegung, 29.6.1900, Anlage zu Oberpräsident

Rheinprovinz an den Minister des Innern, 7.9.1900, LAV NRW W, K001/2748, Bd. 4, Bl. 12.

121 Rheinisch-Westfälische Zeitung, Nr. 639, 25.8.1899.

122 Volkswacht, Nr. 106, 8.5.1900.

123 S. dazuDie Polen im rheinisch-westfälischen Steinkohlen-Bezirke.Mit einem statistischen Anhan-

ge, einer Sammlung polnischer Lieder und zwei Karten, hg. v. Gau »Ruhr und Lippe« des Alldeut-

schen Verbands, München 1901; sowie die nachfolgenden Ausführungen.
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als schwächlich, wehr- und lebensunfähig« hin, »indem sie ein so fürchterliches Angst-

geschrei wegen der paar Millionen Polen […] erheben«.124 Das war der wunde Punkt der

antipolnischen Agitation: Sie produzierte eine Idee der deutschen Nation, die ihrem

kraftstrotzenden Selbstbild am Beginn des neuen Jahrhunderts so gar nicht entsprach.

Der Hinweis auf die unterschätzte Fähigkeit, die Polen im Industriegebiet in das

deutsche Volk zu integrieren, war indes nicht neu: Hans Delbrück, der Herausgeber

der Preußischen Jahrbücher, konservativer Historiker und Politiker, Prinzenerzieher

und Militärexperte, hatte 1897 in einem weiteren Kommentar zur preußischen Ansied-

lungspolitik ein regelrechtes Germanisierungsprojekt beschrieben; illustriert, wie es

sich gehörte,mit einem angemessenen historischen Beispiel:

»Um einen Dammgegen die immer höher steigende polnische Fluth aufzuwerfen, be-

treibt die preußische Regierungmit Eifer die Verbreitung der deutschen Sprachkennt-

nisse unter den Polen, siedelt mitten unter ihnen deutsche Bauern an, und wackere

Deutsche bemühen sich, denNationalsinn der dortigen deutschen Bevölkerung zu be-

leben, damit sie der fortschreitenden Polonisierung besser widerstehe. Andere Mittel,

diewohl in alten Zeiten angewandtworden sind, istman schon zu ängstlich geworden,

wieder zu gebrauchen. Karl der Große z.B., indem er fränkische Kolonien in das un-

terworfene Sachsen führte, siedelte gleichzeitig massenhaft Sachsen auf fränkisches

Gebiet an. Man könnte auch heute Ähnliches erreichen, indem man den Zug polni-

scher Arbeiter in die westlichen Industriegegenden auf jede Weise beförderte, in der

Sicherheit, dass sie dort in ein bis zwei Generationen germanisiert sein werden. Aber

ganz im Gegentheil, man kann in unseren Zeitungen warnende Hinweise lesen, daß

das Polenthum schon bis nachWestphalen vorgedrungen ist und dort anfängt, eigene

Gemeinden zu bilden […].«125

DaswardasGegenteil derArgumentationvonArthurDix.Statt einen»Damm«gegendie

endlose Flut von Polen zu errichten, die das Industriegebiet zu überschwemmen drohte,

wollte Delbrück den Raum zwischen Ruhr und Emscher in eine Germanisierungsma-

schine verwandeln, die den Bevölkerungsdruck von den östlichen Provinzen in das In-

dustriegebiet ablenkte und dort eine unerschöpfliche Quelle genügsamer und fleißiger,

vor allem aber deutscher Arbeiter schuf.

Es ist nicht zu klären, inwieweit Delbrücks Idee und die Kritik des Westfälischen

Merkur Theodor Reismann-Grone anleiteten, als er 1899 bei Ernst Schaper und Oskar

Einecker, zwei jungen Bergassessoren, eine Studie über die Polen im Rheinisch-West-

fälischen Steinkohlen-Bezirk in Auftrag gab. Reismann-Grone finanzierte einen Teil

der Studie aus eigener Tasche, einzelne Zechengesellschaften gaben nur kleinere Be-

träge dazu. Er habe bei verschiedenen Zechen um jeweils 200 bis 300 Mark »gebettelt«,

schrieb Schaper an Reismann. Die größte Ausgabe entstand durch eine Auszählung der

Polen, die beimKnappschaftsverein in Bochum in Auftrag gegebenwurde und 307Mark

kostete – nicht zu viel für die Riesenarbeit, klagte der Knappschaftssekretär.126 Mit

124 Westfälischer Merkur, Nr. 345, 11.7.1899.

125 Hans Delbrück: Der neue Polenfonds, in: Preußische Jahrbücher 90, 1897, S. 570–578, hier S. 572.

126 Schaper an Reismann-Grone, 24.2.1900; Joest, Knappschaftsverein Bochum, an Schaper, 30.1.1900,

Stadtarchiv Essen, 652/29.
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diesen Daten konnte ein statistischer Bogen zu der Zählung von Taeglichsbeck von 1893

und den Volkszählungen geschlagen und die Entwicklung der polnischen Wanderung

ins Industriegebiet recht gut bewertet werden. Aus der Erhebung ließ sich ablesen, dass

Polnisch sprechende Arbeiter in zwei Bergrevieren (Gelsenkirchen und Herne) und auf

19 (von 237) Zechen mehr als 50 Prozent der Belegschaft stellten. Diese Zechen reihten

sich nördlich und südlich entlang der Emscher auf, und einen entsprechenden Ein-

druck machten die Gemeinden, in denen diese Zechen lagen: »Geht man in den Orten

Buer, Bruch, Herten, Castrop, Bottrop, Erle, Gladbeck, Borbeck, Schalke, Oberhausen,

Stoppenberg, Caternberg, Recklinghausen, Herne, Eickel, Riemke,Wattenscheid, Mar-

ten, Crange bei Schichtwechsel […] durch die Straßen, so schlagen einem nur ganz

vereinzelte deutscheWorte ans Ohr […].«127

Der statistischen Analyse waren zwei Texte an die Seite gestellt: Einer resümierte

eher knapp die Lage und Entwicklung in den östlichen Provinzen, während auf rund 60

Seiten einiges über die »Polen im Westen« verkündet wurde – darin fand sich auch ein

Kapitel über »die Eindeutschung«.Das sollte wohl die wichtigste Innovation des Bandes

sein, aber die beiden Bergassessoren waren damit überfordert, der Germanisierung der

Polen überhaupt irgendetwas abzugewinnen. Ihr Text rutschte deshalb immerwieder in

die antipolnische Agitation ab, die Delbrück so beklagte:

»Es kann, wie gesagt, fraglich erscheinen, ob es wünschenswert ist, dass die deutsche

Bevölkerung mit einem so starken Zusatze polnischen Proletariats eine Vermischung

eingeht. Nun, die Sache liegt unseres Erachtens einfach so: Die Polen sind einmal im

Industriebezirk vorhanden. […] Unter diesen Umständen ist es doch gewiss trotz aller

kulturellen und sozialen Bedenken vorzuziehen, dass sich die Fremden den Bewoh-

nern des Landes assimilieren, als dass sie auf die Dauer im preußischen Staate eine

polnische Enklave bilden. […] Also mindestens die nächsten 50 Jahre wird, wenn nicht

ganz besondere Ereignisse eintreten, Rheinland-Westfalen die Geister nicht mehr los

werden, die es rief.«128

Das war nicht im Sinne der Führung des Alldeutschen Verbandes. Julius Friedrich Leh-

mann, in dessen Verlag die Schrift erscheinen sollte, beklagte die »Stümperhaftigkeit«

des »Schaper’sche[n] Polenprogramm[s]«, während Alfred Hugenberg, einer der Gründer

des Alldeutschen Verbandes, vorschlug, überhaupt nur den statistischen Teil zu veröf-

fentlichen.129 Theodor Reismann-Grone, der sich Delbrücks Idee – »dieses kleine Völk-

chen […] aufzusaugen«130 – zu dieser Zeit auch in öffentlichen Vorträgen zu eigen ge-

macht hatte, verfasste deshalb ein eigenes ProgrammzumUmgangmit denPolen ander

Emscher, das der Schrift von Schaper und Einecker als »Gutachten« beigegeben wurde,

und wenige recht klare Richtlinien enthielt.131

127 Die Polen im rheinisch-westfälischen Steinkohlen-Bezirke, S. 54.

128 Ebd., S. 55 f.

129 Hasse an Hugenberg (Durchschlag), 18.8.1900; Hasse an Reismann-Grone, 20.8.1900, Stadtarchiv

Essen, 652/29.

130 Regierungspräsident Düsseldorf, betr. Polenbewegung, 29.6.1900, Anlage zu Oberpräsident

Rheinprovinz an den Minister des Innern, 7.9.1900, LAV NRW W, K001/2748, Bd. 4, Bl. 16.

131 Die Polen im rheinisch-westfälischen Steinkohlen-Bezirke, S. IX–XI, danach auch das folgende; vgl.

den Entwurf in Stadtarchiv Essen (Nachlass Reismann-Grone), 652/29: Das Gutachten ist in der
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Zu erwarten waren die Standardformeln des Alldeutschen Verbandes, die polnische

Presse, polnische Agitatoren undVersammlungen,die polnischenVereine, die polnische

Seelsorge und die Verwendung der polnischen Sprache überhaupt nach Kräften zu be-

hindern und zuüberwachen.Daneben traten jedochneueÜberlegungen:DieDeutschen

dazu zu erziehen, sich nicht abschätzig über die Polen zu äußern und sie wegen ihres

Akzents zu verspotten; die Aufnahmeder polnischenEinwanderer inKrieger- undTurn-

vereine »deutscher Gesinnung« zu fördern; die Verdeutschung polnischer Namen zu er-

leichternund zuunterstützen.Überhaupt gingReismann-Gronedavon aus,dass dieGe-

fahr einer Polonisierungdes Industriebezirks nicht bestehe,dass aber »dieEindeutschung

[HiO] der Polen sich im Industriebezirk wesentlich rascher vollziehen wird, als im Os-

ten«.Deshalb seien keineHindernisse gegen die Einwanderung von Polenmit deutscher

Staatsbürgerschaft zu errichten –die Einwanderung von Polen aus Russland undÖster-

reich müsse aber stärker als zuvor unterdrückt werden.

Das war eine stärker praxisbezogene Umsetzung der Idee der Germanisierungsma-

schine von Delbrück; in einem letzten Punkt nahm Reismann-Grone jedoch eine Idee

auf, die er selbst im Herbst 1899 formuliert hatte: »Es erscheint zweckmäßig, dass der

Kohlen- und Eisenbezirk [HiO], welcher 4/5 aller Polen beherbergt, zu einem Verwaltungs-

bezirk vereinigt wird, um eine gemeinsame Behandlung der Polen zu erleichtern.« Das

war eine Variante seiner Polemik gegen die Schläfrigkeit der Arnsberger Bezirksregie-

rung, allerdings mit einem entscheidenden Unterschied. Im Entwurf hatte es tatsäch-

lichnochgeheißen,denKohlen- undEisenbezirk zu einem»Regierungsbezirk« [HiO]132 zu

vereinigen.Daswar offenbar derVersuch,dieGermanisierung auchdenRegierungsprä-

sidenten schmackhaft zumachen: Reismann-Grone versuchte eine Sonderzone zu defi-

nieren, in der dieMaßnahmen zur Eindeutschung der polnisch sprechendenMigranten

Rheinland undWestfalen, sondern im Zusammenwirkenmit ihnen.DieseWendung er-

klärt sich durch die Konturen, die dieser Verwaltungsbezirk in den Statistiken von Scha-

per und Einecker annahm. Sie hatten in einer etwas gewagten statistischen Operation

die Polenanteile aus den Knappschaftsdaten auf die Verwaltungsgrenzen übertragen –

und daraus ließ sich klar ablesen, was mit dem Kohlen- und Eisenbezirk, in dem vier

Fünftel der Polen lebten, gemeint war. Das waren die Landkreise im Emschertal ohne

die bis dahin ausgekreisten Städte: Dortmund, Bochum, Gelsenkirchen und Essen süd-

lich derEmscher,Recklinghausennördlich davon. In diesen Landkreisen lebtennachder

Berechnung der beiden Assessoren 88.066 von 108.566 Polen im Industrierevier.133

Es war Reismann-Grone offenbar wichtig, dass dieses Programm möglichst weite

Kreise zog und auch bei den zuständigen Bezirksregierungen aufmerksamgelesenwur-

de.Deshalb verzichtete er darauf, seinen und die Namen der Verfasser im fertigenWerk

Druckfassung ungezeichnet – im Entwurf sollte es den Untertitel »nach den Vorschlägen des Dr.

Reismann-Grone« tragen.

132 Gutachten des Arbeitsausschusses des alldeutschen Gaues Ruhr und Lippe zur Polenfrage im In-

dustriebezirk (Entwurf), o. D., Stadtarchiv Essen, 652/29.

133 Die Polen im rheinisch-westfälischen Steinkohlen-Bezirke, S. 54. Woher die Angaben zur Bevöl-

kerung der Stadt und Landkreise stammen ist nicht klar – offenbar fehlten aber Daten für den

Landkreis Ruhrort.

hauptsächlich zuWirkung kommen sollten, aber nicht gegen die Bezirksregierungen in
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zunennen. Immerhin klaffte ein ziemlicherWiderspruch zuden antipolnischenTiraden

der Rheinisch-WestfälischenZeitung,diemit demErscheinen des Bandes zu den »Polen

im rheinisch-westfälischen Steinkohlen-Bezirke« keineswegs ein Ende fanden.Die bös-

artigen Artikel über die polnischen Einwanderer waren offenbar so beliebt, dass darauf

wirtschaftlich schlecht verzichtet werden konnte. Vermerkt wurde deshalb nur, dass das

Buch vomGau »Ruhr und Lippe« des Alldeutschen Verbandes herausgegeben sei; Einge-

weihten war ohnehin klar, dass Reismann-Grone mit diktatorischen Vollmachten über

diesen Regionalverband verfügte.134

Die Studie erregte jedenfalls Aufmerksamkeit weit über das vaterländische und all-

deutsche Milieu hinaus. Die liberale Frankfurter Zeitung beispielsweise widmete ihrer

Besprechung zweimal drei Spalten auf der ersten Seite und rieb sich vor allem ungläu-

big die Augen, dass die Gefahr der Polonisierung im Norden des Industriegebiets nicht

stärker herausgestellt wurde: »Aus alledem gewinnt man den Eindruck, dass es den ›all-

deutschen‹Wortführern nicht ernst sein kannmit ihren ›Eroberungen für das Deutsch-

tum‹ […].«135

Reismann-Grones Eindeutschungsformel war eine Lösung des latenten Konflikts

über den Fortgang der industriellen Expansion.Da nun darauf verwiesen werden konn-

te, dass die Eindeutschung der Polen auch bedeutete, dass die Belastung der staatlichen

Stellen zeitlich überschaubar blieb, legte sich auch die Empörung über die »skrupel-

lose« Rekrutierungspolitik der Unternehmen. Gleichzeitig konnten mit dem Hinweis

auf die nach wie vor drohende Gefahr der Verdrängung der preußischen Behörden

aus der regionalen Verwaltung die Stadtrechtsverleihungen unterbunden werden: Die

Eindeutschungsformel rechtfertigte dabei eine gewisse Zurückhaltung. Die mit dieser

Argumentation agierenden Beamten konnten so darauf verweisen, dass sie bei einer der

zentralen Aufgaben der preußischen Monarchie – die Sicherung der östlichen Provin-

zen gegen die polnische Flut –mitwirkten, was sicher auch karrierefördernd eingesetzt

werden konnte.

134 Frech, Wegbereiter Hitlers?, S. 103.

135 Frankfurter Zeitung, Nr. 234, 24.8.1902. Der zweite Teil des Artikels erschien in Nr. 236, 26.8.1902.

Als ein direkter Anknüpfungspunkt für das Verwaltungshandeln im Industriegebiet

eignete sich die Studie des Alldeutschen Verbandes jedoch nicht: Wenngleich Reis-

mann-Grone allenthalben konkrete gesetzliche Maßnahmen vorschlug, gab es selbst

im Kaiserreich keine Möglichkeit, offiziell einen Verwaltungsbezirk innerhalb Deutsch-

lands zu bilden, dessen Bewohner Objekte einer Germanisierungspolitik waren und

deshalb geringere Rechte hatten als andere Staatsbürger. Das musste unterschwellig,

begleitet von anderen politischen Maßnahmen, durchgesetzt werden, und es wurde

oftmals in Chiffren kommuniziert: Wenn der Arnsberger Regierungspräsident Win-

zer, sei es beim Vorschlag von Karl Gerstein zum Landrat, sei es bei der Sitzung im

Ständehaus am 14. Dezember 1899, das Bild der »riesenhaft« wachsenden Bevölkerung

zeichnete, war allen Zuhörern klar, dass er in erster Linie die riesenhaft wachsende

Polnisch sprechende Bevölkerung meinte, die einen politischen Wandel erzwang. Je-

denfalls gibt es etliche Anzeichen dafür, dass die Idee von Delbrück und Reismann-

Grone, eine Germanisierungszone im Emschertal einzurichten, schon direkt nach der
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Ein wichtiges Indiz dafür ist, dass der Oberpräsident der Provinz Westfalen die all-

deutsche Studie zum Anlass nahm, seit 1902 jährlich selbst eine Art professionalisier-

te Variante zu produzieren: eine Erhebung über die Zahl der Polen, in der die polni-

sche Bevölkerung und »ihre Bedeutung auf den verschiedenen Gebieten des öffentli-

chen Lebens« in den betroffenen Regierungsbezirken Münster und Arnsberg systema-

tisch ausgemessen wurden.136 Diese ›Polenzählungen‹ enthielten nicht nur Angaben zu

Geschlecht, Konfession und Beruf, sondern auch etliche weitere Indikatoren, aus denen

der Grad der Eindeutschung abgelesen werden konnte: Wie viele polnische Frauen wa-

renmit deutschenMännern,wie viele polnischeMännermit deutschenFrauen verheira-

tet?Wie viele PolenwarenMitglieder inKriegervereinen?Gehörten Sie Presbyterien und

Kirchenvorständen an? Die Erhebungen ließen auch Bewertungen beispielsweise zu der

Frage zu, die die Frankfurter Zeitung umtrieb, ob die Gemeinden im Emschertal die Po-

len aus dem südlichen Teil des Industriegebiets anzogen usf.

Im Laufe der Zeit wurden die Erhebungsmethoden verfeinert. Im Hinblick auf die

Frage, ob es leichter einzudeutschende Gruppen unter den Polen gäbe, hatte schon die

alldeutsche Studie die überwiegend evangelischen, Polnisch sprechenden Bergarbeiter

aus dem Süden Ostpreußens, die sogenannten Masuren, die deutschfreundlich und

königstreu und daher leichter zu assimilieren seien, herausgestellt. Das ließ sich jetzt

beispielsweise daran ablesen, dass Masuren viel häufiger Mitglieder in Kriegerverei-

nen waren als katholische Polen, was von der Rheinisch-Westfälischen Zeitung, die

regelmäßig Material aus den Erhebungen zugespielt bekam, beifällig kommentiert

wurde.137 Das führte wiederumdazu, dass Polen undMasuren schließlich ganz getrennt

erfasst wurden. Seit 1908 fand die Erhebung auch im Regierungsbezirk Düsseldorf der

Rheinprovinz statt, und schließlich wurde die im gleichen Jahr beim Präsidium von

Karl Gerstein in Bochum gegründete Polenüberwachungsstelle mit der Federführung

in der sogenannten Polenstatistik insgesamt beauftragt, die somit eine der ersten Insti-

tutionen war, die das gesamte Industrierevier über die Grenzen der Provinzen hinweg

erfasste.138

Nicht zuletzt aus der Polenstatistik ließ sich ablesen, dass die Germanisierungszo-

ne überwiegend nördlich der Emscher liegen würde. Hier erstreckte sich der Landkreis

Recklinghausen, im Prinzip Nachfolger des Vests, eines Territoriums des Erzbistums

Köln und deshalb größtenteils katholisch. Der Landkreis wurde seit den 1870er Jahren

vom Bergbau aufgeschlossen, zur Jahrhundertwende war aber absehbar, dass die neu-

en Zechen überwiegend dort abgeteuft würden – es sollten über hundert neue Schächte

136 Oberpräsident Westfalen an Regierungspräsident Münster, 25.2.1902, LAV NRW W, K001/6037,

Bl. 1. Die Ergebnisse der Erhebungen 1902, 1904 und 1906 finden sich in diesem Aktenband,

die Erhebungen 1908 und 1910 (einschließlich der Daten aus der Rheinprovinz) in LAV NRW W,

K001/6351. Die Erhebung 1912 wurde wegen des erheblichen Aufwands zunächst um ein Jahr ver-

schoben, fand dann aber offenbar nicht mehr statt: Regierungspräsident Arnsberg an Oberpräsi-

dent, betr. Polenstatistik, 11.2.1912, LAV NRW W, K001/6351, Bl. 358 f.

137 Rheinisch-Westfälische Zeitung, Nr. 805, 27.9.1903.

138 Regierungspräsident Arnsberg an Oberpräsident, betr. Polenstatistik, 11.2.1912, LAV NRW W,

K001/6351, Bl. 358 f.

Jahrhundertwende Regierungspolitik wurde und sich so auch in die innere Logik der

Emschergenossenschaft eingeschrieben hat.
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bis 1914 werden. Gleichzeitig erleichterte die flächendeckende katholische Seelsorge die

Ansiedlung von polnischen Bergarbeitern.Der Streik 1899 hatte durchaus auf den Land-

kreis übergegriffen: Die Gemeinde Bruch, nördlich der Emscher, zwischen Herne und

Recklinghausen gelegen (heute Recklinghausen-Süd), war sogar eines seiner Zentren:

»Hierwohnt die rücksichtloseste und zuchtloseste polnischeBevölkerung«,hatte einRe-

porter der Kölnischen Zeitung geschrieben.139 Bei der ersten ›Polenzählung‹ 1902 ermit-

telte der Oberpräsident unter den 154.671 Bewohnern des Landkreises Recklinghausen

32.232 Polen; das war nach der Stadt Gelsenkirchen die höchste Quote in der Provinz.140

Die Verwaltungsstruktur im Landkreis Recklinghausen unterschied sich deutlich

von der südlich der Emscher. Weil die industrielle Entwicklung später eingesetzt hatte,

war bis zur Jahrhundertwende keine einzige Stadt neu entstanden – Recklinghausen

selbst hatte seit dem Hochmittelalter Stadtrechte und wurde 1901 ausgekreist. Eine

tendenzielle Entmachtung der Landräte wie in den südlichen Landkreisen gab es nicht.

Im Landkreis Recklinghausen, schon zu dieser Zeit einer der bevölkerungsreichsten

der gesamten Monarchie, herrschten der Regierungspräsident von Münster und der

Landrat: Seit 1894 war das Felix Graf vonMerveldt.

Merveldt, 1862 geboren, stammte aus einer der angesehensten (katholischen) Adels-

familien von Westfalen und legte deshalb Wert darauf, dass er persönlich kaum über

Grundbesitz verfügte (und nicht etwa nur die Interessen des grundbesitzenden Adels

vertrat). Er galt als fähiger Verwaltungsjurist, sodass er 1913 zum Regierungspräsiden-

ten von Münster ernannt wurde.141 Neben Gerstein sollte er einer der wortmächtigsten

Vertreter des preußischen Staates in der Emschergenossenschaft werden; er war aber

vor allem damit beschäftigt, seinen riesigen Landkreis unter Kontrolle zu halten – das

hieß in erster Linie, die Polenmöglichst genau zu beaufsichtigen.Merveldt war dabei so

erfolgreich, dass die Zechen mit großer polnischer Belegschaft vermieden, ihm Anzei-

chen von Streiks zu melden.142 Kontrolle der Polen hieß aber auch, zu verhindern, dass

im Kreis Recklinghausen neue Städte entstanden, die die Ressourcen des Kreises, aber

auch dessen Bevölkerung, demZugriff der Provinzregierung entwanden.Eine der wich-

tigsten Ressourcen waren die Bäche, die von Norden in die Emscher mündeten – denn

solangedas rechteUferdesFlussesweniger vomKohlenbergbaubesetztwar,verdünnten

die zahlreichen Gewässer aus dem Münsterland den Schmutz aus dem Süden. Die Bä-

che allein waren ein Grund, die Gemeinden im Landkreis Recklinghausen im Griff des

Landrats zu halten.

Im Kreis Recklinghausen gab es neben der Kreisstadt, die nach der Volkszählung

vom Dezember 1895 20.644 Einwohner hatte, noch eine weitere Stadt, Dorsten (4.234),

die auf eine ähnlich lange Tradition zurückblicken konnte. Gleichzeitig gab es nicht we-

niger als sechs Gemeinden im Kreis, die eine größere Bevölkerung als Dorsten hatten:

Horst (5.063), Herten (6.698), Osterfeld (7.424) und Gladbeck (7.827), vor allem aber die

139 Kölnische Zeitung, Nr. 513, 3.7.1899.

140 Zahlenmäßige Angaben über das Polentum in dem Industriegebiet in der Provinz Westfalen,

21.11.1903, LAV NRW W, K001/6037, Bl. 111.

141 Dietrich Wegmann: Die leitenden staatlichen Verwaltungsbeamten der Provinz Westfalen

1815–1918, Münster 1969, S. 307 f.

142 Landrat Recklinghausen an Regierungspräsident, 3.5.1902, LAV NRW W, K001/2847, Bd. 8, Bl. 95.
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beiden Gemeinden, die annähernd so großwarenwie die Kreisstadt selbst: Buer (16.031)

und Bottrop (18.015). Hinzu kam noch die Landgemeinde Recklinghausen (8.776), deren

Kirchspiele sich halbkreisförmig um die Kreisstadt legten, und die Gemeinden Datteln,

Waltrop und Kirchhellen, die nur unwesentlich kleiner als Dorsten waren.Nach der ›Po-

lenzählung‹ von 1902 waren Polen in fünf von diesen Gemeinden »besonders stark ver-

treten«,machten also nach der Verwaltungsdefinition entwedermehr als ein Fünftel der

Bevölkerung aus oder bildeten einen ›Block‹ von mindestens 2.000 Personen. Das wa-

ren Recklinghausen-Land, Horst, Herten, Buer und schließlich Bottrop, das wegen der

erwähnten Einwanderung von Oberschlesiern seit den 1870er Jahren als Hochburg des

Polentums galt. 9.341 Einwohner zählten dazu, die 1902 knapp 36 Prozent der Bevölke-

rung ausmachten. Aber auch in Herten und Horst gab es rund 34 Prozent Polen, wäh-

rend Buer (28,6 Prozent) und die Landgemeinde Recklinghausen (14,1 Prozent) weniger

belastet schienen.143

Die großen Gemeinden des Landkreises Recklinghausen wurden allesamt Städte,

aber weit überwiegend erst nach dem Ende des Kaiserreichs. Vor dem ErstenWeltkrieg

stellten Buer, Bottrop und Horst Anträge auf Verleihung der Städteordnung, aber al-

lein Buer gelang der Sprung zur Stadtwerdung – im zweiten Anlauf. Diese Konstella-

tion ist umso bemerkenswerter, da die Ablehnungen vom preußischen Innenminister

verfügt wurde, und zwar paradoxerweise, bevor die Gemeinden überhaupt einen Antrag

auf Stadterhebung gestellt hatten – und in jedem der drei Fälle ging es um die polni-

sche Bevölkerung. Der Ausgangspunkt für den ministeriellen Erlass war tatsächlich die

Frage, wie der stetig weiterwachsende Landkreis Recklinghausen dauerhaft unter Kon-

trolle gehalten werden könnte. Seit Anfang 1905 drängte das preußische Innenministe-

rium auf eine Konzeption für die langfristige Entwicklung, »da bei der raschen Bevölke-

rungszunahme eine ordnungsgemäße Verwaltung des Kreises auf die Dauer kaum ge-

währleistet erscheint«.144 Eine Idee war rasch bei der Hand – die Teilung des Kreises in

einen östlichen um die Kreisstadt Recklinghausen und einen westlichen mit der neu-

en Kreisstadt Dorsten. Nur stellte sich die Frage, ob der neue Kreis Dorsten lebensfä-

hig bleibenwürde,wenn die BergbaugemeindenBottrop,Osterfeld,Gladbeck,Buer und

Horst ausscheiden, neue Städte oder gar Stadtkreise bilden würden. Zwar schätzte das

um eine Bewertung der wirtschaftlichen Zukunft gebetene Oberbergamt Dortmund die

Aussichten auch eines Restkreises Dorsten nicht ungünstig ein, doch ein letzter Zweifel

blieb. Deshalb reiste ein Kommissar des preußischen Innenministers am 24. November

1905 an, um den Kreis Recklinghausen und besonders die Gemeinden Buer und Bottrop

an diesem nasskalten Novembertag gemeinsam mit dem Regierungspräsidenten und

dem Oberpräsidenten der Provinz in Augenschein zu nehmen. Das Ergebnis der Berei-

sungwar vernichtend.Der Innenminister, seitMärz 1905war dasTheobald vonBethmann-

Hollweg, schrieb am 4. Dezember, geradezu entsetzt in seinen Erlass, es erscheine

143 Zahlenmäßige Angaben über das Polentum in dem Industriegebiet in der Provinz Westfalen,

21.11.1903, LAV NRW W, K001/6037, Bl. 112.

144 Minister des Innern an Oberpräsident, betr. Teilung des Kreises Recklinghausen, 4.12.1905 (Ab-

schrift), Kreisarchiv Recklinghausen (KA Recklinghausen), vorläufige Nr. 382.
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»ausgeschlossen, daß für die beiden Landgemeinden Buer und Bottrop in absehbarer

Zeit die Verleihung der Städteordnung in Antrag gebracht werden kann. Bei Buer ist

für diese Stellungnahme vor allem entscheidend die zerstreute Bauart der Gemein-

de, welche aus drei verschiedenen, in großen Zwischenräumen von einander entfernt

liegenden Ortschaften besteht. Bei Bottrop kommt noch in Betracht, daß sich die Ein-

wohnerschaft zu einemDrittel aus polnischenArbeitern zusammensetzt, unddaßdes-

halb die Beibehaltung der intensiveren Aufsicht des Landrats über die Gemeindever-

waltung aus politischen Gründen wünschenswert erscheint.«145

Der Erlass war derart radikal, dass schlagartig alle Alternativen zum Umgang mit der

polnischen Bevölkerung im Landkreis ausschieden. Zeitweise hatte der Regierungsprä-

sident in Münster daran gedacht, die Stadterhebungen an die Bedingung zu knüpfen,

dass die neuen Städte des Kreises es hinnahmen, dass in Recklinghausen eine königli-

che Polizeidirektion unter der Leitung des Landrats ähnlich wie in den Kreisen südlich

der Emscher eingerichtet wurde.146 Wenn es aber keine neuen Städte gab, bedurfte der

Landrat allerdings keine Stütze durch das Amt des Polizeipräsidenten.

Die braven Bürger von Bottrop und Buer erfuhren von dem Erlass des Innenminis-

ters zunächst nichts, obwohl dort Anträge zur Stadtrechtsverleihung schon bearbeitet

wurden, in Bottrop seit Dezember 1904. Immerhin mussten städtisches Gepräge und

städtischer Verkehr nachgewiesen werden, und das dauerte seine Zeit.147 Anfang 1906

machteMerveldt jedoch die Amtmänner beider Gemeinden bei verschiedenen Gelegen-

heiten auf den an sich vertraulichen Erlass des Innenministers aufmerksam. Dummer-

weise »verharr[t]en die Vertretungen beider Gemeinden auf dem früheren Standpunkt«

einen Verleihungsantrag zu stellen, weil sie naiv an eine freie Willensbildung im Kreis-

tag glaubten; das wiederum zwangMerveldt dazu, nun den Kreisausschuss, der vor der

WeiterleitungdesAntragsandenKreistaggehörtwerdenmusste,ebenfalls indenminis-

teriellen Erlass einzuweihen.148 Die Gemeinden hatten sich unterdessen abgesprochen

und Verbündete gesucht, sodass im November und Dezember 1906 gleich drei Anträge

auf Verleihung der Städteordnung beim Landrat eingingen, neben denen von Bottrop

und Buer auch der vonHorst.Die kleinste der drei Gemeinden konntemit einembeson-

derenClou aufwarten, denn eswar eineUrkunde aufgetaucht, durch dieHorst schon im

Mittelalter das Stadtrecht verliehen worden war, was die Gemeinde zu einer sogenann-

ten Titularstadt machte. Dadurch versprach ihr Weg zur Städteordnung weniger holp-

rig zu sein. Trotzdem scheiterten alle drei Anträge kläglich – in jedem Fall gab es da und

dort Widerstände, aber der ministerielle Erlass gegen Bottrop und Buer zeigte so sehr

145 Ebd.

146 Regierungspräsident Münster an Landrat Recklinghausen, 8.8.1905, KA Recklinghausen, vorläufi-

ge Nr. 382.

147 Heike Biskup: Von der Landgemeinde zur Industriestadt. Bottrops langer Weg bis zur Verleihung

der Stadtrechte, unveröffentlichter Vortrag beim »Tag der Westfälischen Geschichte«, 11.5.2019.

Wir danken Frau Biskup für die Überlassung des Vortragsmanuskripts; Lutz Budrass: Der Abstim-

mungskampf im Rheinland und inWestfalen: Das Beispiel Bottrop, in: David Skrabania/Sebastian

Rosenbaum (Hg.): Die Volksabstimmung in Oberschlesien 1921. Nationale Selbstbestimmung

oder geopolitisches Machtspiel? Paderborn u. a. 2023, S. 232–262.

148 Landrat Recklinghausen an den Regierungspräsidenten in Münster, betr. Teilung des Landkreises

Recklinghausen, 10.12.1906, KA Recklinghausen, vorläufige Nr. 382.
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Wirkung, dass sich die Wortwahl des abschlägigen Bescheids des Kreistages daran ori-

entierte.149Weil im Fall von Horst kein ministerieller Erlass vorlag, musste improvisiert

werden, und hier wurde neben dem Umstand, dass Horst »von den verbrieften Rechten

bisher niemals Gebrauch gemacht« habe, auch angeführt, dass die »Zusammensetzung

der Bevölkerung« zuungunsten des Antrags wirke, erneut eine Chiffre für eine zu große

Quote von Polen.150

Wie sehr die Stadterhebungspolitik der Logik der Germanisierungspolitik folgte,

zeigte sich, als Buer 1910 den zweiten Antrag auf Verleihung der westfälischen Städte-

ordnung stellte. Der Antrag war nicht nur besser vorbereitet und illustriert, sondern

Landrat, Kreisausschuss, Kreistag und auch der Regierungspräsident leiteten ihn be-

fürwortend an den Innenminister weiter; der allerdings wollte vor einer endgültigen

Entscheidung doch noch wissen, wie viele Polen in Buer ansässig seien. Merveldt, vom

Regierungspräsidenten mit der Antwort betraut, entgegnete, dass das nahe gelegene

Gelsenkirchen zwar Verteilerzentrum für die Einwanderer aus den östlichen Provinzen

bilde, aber Buer seit jeher von masurischen Einwanderern überschwemmt worden

sei, die zu den Polen Distanz hielten, aber mit den Einheimischen gut zusammenleb-

ten.151 Die Prognose einer erfolgreichen Germanisierung konnte auch im Landkreis

Recklinghausen zur Entlassung aus der Aufsicht des Landrats führen.

DieVerweigerungder Stadtrechte imKreisRecklinghausen rundete dieEntwicklun-

gen ab, die sich seit den dramatischen Ereignissen in Herne 1899 ergeben hatten. Der

sogenannte Polenaufstand hatte die latenten Konflikte fast zum Ausbruch kommen las-

sen, die sich im rheinisch-westfälischen Industrierevier aufgestaut hatten: wie weit die

Industrialisierung noch getriebenwerden konnte,wenn Arbeiter nur noch aus der über-

wiegend polnischen Bevölkerung der östlichen Provinzen des Königreichs Preußen ge-

schöpft werden konnten; wer dafür aufkam,wenn die Städte und Gemeinden unter den

Kosten einzuknicken drohten, die die zusätzliche Bevölkerung verursachte – in Schul-

wesen,Gesundheitsfürsorge,VersorgungmitWasser,Wohnungen und Straßen und der

Entsorgung von allerlei Schmutz und Unrat. Die von Hans Delbrück undTheodor Reis-

mann-Grone konzipierte Germanisierungszone im Emschertal bot eine Lösung: Sie le-

gitimierte durch den Vorbehalt der öffentlichen Sicherheit die Präsenz der preußischen

Regierungsbehörden und namentlich der Landräte in der Debatte über die Zukunft des

Industriereviers. Sie schuf aber auch eine Art Gemeinwohlfiktion, insoweit imEmscher-

tal eine Germanisierungsmaschine aufgebaut wurde, die den Druck eines Problems ab-

leitete, von dem allgemein angenommen wurde, dass es zu den wichtigsten der preu-

ßischen Monarchie gehörte. Die Germanisierungszone war der heimliche Zwilling der

Emschergenossenschaft.DieselbenAkteure schufenzurgleichenZeit eineKörperschaft,

149 Beschluss des Kreisausschusses, betr. Antrag Bottrop, 7.12.1906; Auszug aus denKreistagsverhand-

lungen, betr. Antrag Bottrop, 16.3.1907, KA Recklinghausen, vorläufige Nr. 383; Wolfgang R. Krab-

be: Die Verleihung der Städteordnung an die Vestische Gemeinde Buer. Sozial- und verfassungs-

politische Probleme der Entwicklung des Ruhrgebietes vor dem Ersten Weltkrieg, in: Die Alte

Stadt 14, 1987, S. 341–351.

150 Auszug aus den Kreistagsverhandlungen, betr. Antrag Horst-Emscher, 16.3.1907, KA Recklinghau-

sen, vorläufige Nr. 383.

151 Krabbe, Städteordnung, S. 349.
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durchdie die Industrie undderBergbau für alle Zeit verpflichtetwurden,über ihre Steu-

ern hinaus einen erheblichen Teil der Kosten zu tragen, die durch die zusätzliche Bevöl-

kerung entstanden. Gleichzeitig war sie Genossenschaft der Südstädte, die den Norden

des Industriereviers als Ressource für ihr eigenes Wachstum verwendeten – Raumre-

serve, Kanalanschluss, Abwasserentsorgung – und keinen angemessenen Betrag dafür

entrichtenwollten.DieSüdstädte profitierten indirekt, aber amallermeisten vonderPo-

lenhysterie, da sich durch das Reetablissement der Landräte – namentlich Karl Gerstein

und Felix Graf von Merveldt –, die Errichtung der Germanisierungszone und die damit

verbundene Behinderung und Unterbindung des Stadtwerdungsprozesses keine zweite

Städtekette imEmschertal als vollwertigeKonkurrenz entfalten konnte,die ihre Interes-

sen zu verteidigenwusste.DasUngleichgewicht zwischen Süd undNord,Ruhr und Em-

scher war das Resultat des Sattelzeitjahrzehnts im Industrierevier. Als es so ungleichge-

wichtigwar, dass derNorden sogar seinenNamen verlor,war das »Ruhrgebiet« geboren.

Nun bleibt noch – ehe Schlaglichter auf die Geschichte der Emschergenossenschaft

geworfen werden – die Frage zu klären, warum sich die, die eigentlich dazu berufen ge-

wesen wären, die Organisationen und die Partei der Arbeiterschaft, sich nicht gegen die

Kumpanei richteten,ausderdasZwillingspaar vonEmschergenossenschaft undGerma-

nisierungszone, die innere Kolonisierung des Industriebezirks, emporwuchsen. Bei der

Beschäftigung mit der Emschergenossenschaft fällt umgehend auf, dass es keine Kör-

perschaft dieser Bedeutung gibt, die sowenigAufmerksamkeit in der Arbeiterbewegung

gefunden hat und so wenig kontrovers war. Ihre Aufgabe schien so technisch zu sein

und ihr Wirken so segensreich, dass es auch die Arbeiterbewegung nicht so genau mit

den Beweggründen nahm, aus denen sie entstand. Das ist wohl mit dem ernüchtern-

den Argument zu erklären, dass gerade die Mitglieder der organisierten Bergarbeiter-

schaft keineswegs immun gegen das Gift von Chauvinismus und Nationalismus waren,

das sich an der Jahrhundertwende in Deutschland ausbreitete, sondern sich im Gegen-

teil als willige Leser der antipolnischen Hetze erwiesen. Vielleicht hängt das auch damit

zusammen, dass eine der wichtigstenTheoretikerinnen des deutschen Sozialismus, Ro-

sa Luxemburg, eine eingeschworene Gegnerin der polnischen Nationalbewegung war.152

Immerhin lässt sich feststellen, dass die Sozialdemokratie spät im Kaiserreich allmäh-

lich einen Begriff davon entwickelte, welche Rolle das Ruhrgebiet für die Stabilisierung

desOstens derMonarchie spielte.HansGabriel Jentzsch, einer der Starzeichner des »Wah-

ren Jakob«, der Satirezeitschrift der SPD, stellte den einen Landrat, den Germanisierer

der Ostprovinzen mit seinen Gendarmen, ins Zentrum; mitgedacht werden müssen al-

lerdings die Gerstein undMerveldt, die es als ihre Aufgabe ansahen, die Ausgewiesenen

und ihre Nachkommen im Ruhrgebiet zu guten Deutschen zumachen.153

152 Holger Politt: Die polnische Frage bei Rosa Luxemburg, in: Utopie kreativ 129/130, 2001, S. 604–613.

153 Hans Gabriel Jentzsch: Aus Preußisch-Polen. Die beginnende Enteignung, in: DerWahre Jacob, Nr.

687, 16.11.1912, https://doi.org/10.11588/diglit.8272#0375 [11.5.2024].
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Karikatur »Aus Preußisch-Polen. Die beginnende Enteignung«

Die Auswanderer: Weshalb werden wir von Haus und Hof gejagt, Panje Landrat, und

wohin sollen wir ziehen? Kein Mensch wird uns aufnehmen!

Der Landrat: Geht nur ins Kohlengebiet –da ist Platz für euch alle.Hier wird jetzt

germanisiert!
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